
Solidarität  mit  den
Arbeiter_Innen  und
Jugendlichen in Kasachstan!
Artikel von der Gruppe Arbeiter_innenmacht zu den Protesten in Kasachstan

Seit Jahresbeginn erschüttern Massenproteste das Land. Sie begannen am
Sonntag,  den  2.  Januar,  in  Schangaösen inmitten  der  westlichen Region
Mangghystau,  das  das  Zentrum  der  für  die  Wirtschaft  des  Lands
entscheidenden Öl- und Gasindustrie bildet. Getragen wurden die Aktionen
und die Bewegung von den Beschäftigten (und zehntausenden Arbeitslosen)
dieser Industrie.

Bereits am 3. Januar wurde die gesamte Region Mangghystau von einem
Generalstreik  erfasst,  der  auch  auf  die  Nachbarregion  Atyrau  übergriff.
Innerhalb  weniger  Stunden  und  Tage  inspirierten  und  entfachten  sie
Massenproteste in anderen städtischen Zentren  wie Almaty (ehemals Werny,
danach Alma-Ata), der größten Stadt des Landes, und selbst in der neuen
Hauptstadt  Nur-Sultan (vormals  Astana).  Diese nahmen die  Form lokaler
spontaner Aufstände an.

Unmittelbar entzündet hat sich die Massenbewegung, die sich, ähnlich wie
die  Arabischen Revolutionen,  rasch zu  einem beginnenden Volksaufstand
entwickelten, an der Erhöhung der Gaspreise zum Jahreswechsel, da deren
bis dahin geltende Deckelung aufgehoben wurde. Die Ausgaben für Gas, das
von der Mehrheit der Bevölkerung für Autos, Heizung und Kochen verwendet
wird, verdoppelten sich praktisch über Nacht.

Die  Bewegung  entwickelt  sich  innerhalb  kurzer  Zeit  von  Streiks  und
Protesten gegen die drastischen Erhöhungen der Preise zu einer gegen die
autoritäre  kapitalistische  Regierung.  Von  Beginn  an  spielten  die
Lohnabhängigen  der  zentralen  Industrien  eine  Schlüsselrolle  im  Kampf,
letztlich das soziale und ökonomische Rückgrat der Bewegung. So berichtet
die Sozialistische Bewegung Kasachstans nicht nur sehr detailliert über die
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Ausweitung  der  Streikbewegung  in  einer  Erklärung  zur  Lage  im  Lande
(http://socialismkz.info/?p=26802;  englische  Übersetzung  auf:
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/),  sondern
auch  über  eine  Massenversammlung  der  ArbeiterInnen,  wo  erstmals  die
Forderung nach dem Rücktritt des Präsidenten erhoben wurde:

„In  Schangaösen  selbst  formulierten  die  ArbeiterInnen  auf  ihrer
unbefristeten Kundgebung neue Forderungen – den Rücktritt des derzeitigen
Präsidenten  und  aller  Nasarbajew-Beamten,  die  Wiederherstellung  der
Verfassung von 1993 und der  damit  verbundenen Freiheit,  Parteien und
Gewerkschaften zu gründen, die Freilassung der politischen Gefangenen und
die  Beendigung  der  Unterdrückung.  Der  Rat  der  Aksakals  wurde  als
informelles Machtorgan eingerichtet.“ (ebda.)

Zuckerbrot und Peitsche
Die  Staatsführung  unter  dem  seit  zwei  Jahren  amtierenden  Präsidenten
Tokajew reagierte auf die Protestbewegung mit Zuckerbrot und Peitsche, mit
Zugeständnissen und brutaler Repression.

Um  die  Bevölkerung  zu  beschwichtigen,  wurden  die  Erhöhungen  der
Gaspreise schon zurückgenommen. Außerdem traten die Regierung und bald
danach auch der Vorsitzende des Sicherheitsrates, der ehemalige Präsident
Nursultan  Nasarbajew  zurück.  Diese  Veränderungen  sind  jedoch  rein
kosmetischer Art. Nachdem der Regierungschef Askar Mamin abgedankt hat,
werden die Amtsgeschäfte von dessen ehemaligem Stellvertreter  Alichan
Smailow weitergeführt. Nasarbajew, der das Land rund 30 Jahre autokratisch
regiert hat und weiter Vorsitzender der regierenden Partei Nur Otan (Licht
des Vaterlandes) ist, die über eine Dreiviertelmehrheit im Parlament verfügt
(76 von 98 Sitzen), trat zwar vom Amt des Vorsitzenden des Sicherheitsrates,
einer Art Nebenpräsident, zurück. Diese Funktion übernahm nun jedoch auch
sein Nachfolger Tokajew.

Vor allem aber reagierte der Präsident auf die anhaltenden Massenproteste,
auf die Besetzung öffentlicher Gebäude und die drohende Entwicklung eines
Aufstands zum Sturz der herrschenden Elite auch mit massiver Repression.
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Die  Proteste  in  Städten  wie  Almaty,  die  von  Beginn  an  viel  mehr  den
Charakter von Emeuten hatten, wurden brutal unterdrückt. Mehrere Dutzend
Menschen wurden getötet. Die Regierung selbst spricht davon, dass bis zum
6. Januar 26 „bewaffnete Kriminelle“ liquidiert worden seien. Mehr als 3 000
wurden festgenommen, Tausende verletzt.

Damit gibt das Regime nicht nur selbst zu, dass es über Leichen geht, um
seine Macht, seine „Ruhe und Ordnung“ wiederherzustellen. Es tut auch, was
alle kapitalistischen Regierungen, alle repressiven Regime anstellen, wenn
ihre  Macht  gefährdet  ist:  Diffamierung  der  Massenbewegung  als
„Kriminelle“,  „TerroristInnen“  und  legitimiert  damit  die  Verhängung  des
Ausnahmestandes (vorerst  bis  19.  Januar),  den Einsatz von Schusswaffen
gegen Protestierende, die Abschaltung von Messengerdiensten wie Signal
und WhatsApp und von Internetseiten. Die sog. Antiterroreinsätze sollen laut
Präsident Tokajew bis zur „kompletten Auslöschung der Kämpfer“ dauern.
Um diese Operation auch mit aller Brutalität durchziehen zu können, ruft er
die große imperialistische Schutzmacht Russland zu Hilfe. Und die kommt
prompt mit 3000 SoldatInnen, die im Rahmen der „Organisation des Vertrags
über  kollektive  Sicherheit“  (OVKS)  helfen sollen,  die  „verfassungsmäßige
Ordnung“ wiederherzustellen. Sie sollen Regierungsgebäude und kritische
Infrastruktur  schützen  und  haben  auch  das  Recht,  ihre  Schusswaffen
einzusetzen.

Ursachen der politischen Krise
Angesichts  dieser  Zusammenballung  der  Kräfte  des  Regimes,  seines
Staatsapparates und seiner Verbündeten droht eine brutale Unterdrückung
der Massenbewegung. Dies wäre nicht das erste Mal in der Geschichte des
Landes.  Über  Jahrzehnte  regierte  Nasarbajew  mit  eiserner  Hand.  Die
politische Macht wurde faktisch bei einer kleinen Oligarchie konzentriert, die
das Wirtschaftsleben des Landes kontrolliert, darunter die reichen Öl- und
Gasfelder, große strategische, wichtige weitere Rohstoffvorkommen wie auch
den Finanzsektor.

Seine Macht stützt das Regime auf die Kontrolle des Staatsapparates, die
Staatspartei Nur Otan, die faktische Ausschaltung unabhängiger Medien und



jeder  nennenswerten  Opposition.  Selbst  die  sog.  Kommunistische  Partei
wurde 2015 gerichtlich verboten.

Neben der Repression stützte sich die kasachische Pseudodemokratie aber
auch jahrelang auf ein Wachstum der Wirtschaft.  Der Öl-  und Gasexport
bildet bis heute ihr Rückgrat. Hinzu gesellt sich der Bergbau. Kasachstan ist
mittlerweile der größte Uranproduzent der Welt und verfügt über weitere
wichtige Rohstoffvorkommen (Mangan, Eisen, Chrom und Kohle).

Über Jahre expandierte die kasachische Ökonomie und galt als wenn auch
autoritäres Wirtschaftswunderland unter den ehemaligen Sowjetrepubliken,
was  nicht  nur  den  Ausbau  wirtschaftlicher,  politischer  und  militärischer
Beziehungen zu Russland und China zur Folge hatte, sondern auch große
westliche InvestorInnen gerade in  der  Öl-  und Gasindustrie  anzog (z.  B.
Exxon, ENI). Letztlich stellt das Land jedoch einen wichtigen halbkolonialen
Verbündeten  Russlands  dar,  das  keinesfalls  einen  Sturz  dieses  Regimes
zulassen kann.

Doch die globale Finanzkrise traf das Land schon recht hart, weil Kasachstan
auch  ein  im  Vergleich  zu  anderen  halbkolonialen  Ländern  gewichtiges
Finanzzentrum in Almaty hervorbrachte. 2014/15 machten sich jedoch vor
allem die sinkenden Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt bemerkbar. Die
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts brachen ein. Das Land macht im
Grunde eine Phase der wirtschaftlichen Stagnation seit  Mitte der 2010er
Jahre durch, während der Pandemie und Krise schrumpfte das BIP.

Wie  in  vielen  Ländern,  deren  Staatseinnahmen  wesentlich  aus
Rohstoffexporten und der Grundrente stammen, ging die Entwicklung des
kasachischen  Kapitalismus  mit  einer  extremen  Form  der  sozialen
Ungleichheit einher. Die aus der ehemaligen Staatsbürokratie stammende,
neue Schicht von KapitalistInnen monopolisierte faktisch den Reichtum des
Landes. Jahrelang ging diese Bereicherung jedoch auch mit Investitionen in
andere Sektoren (z. B. Ausbau der Infrastruktur, von Verkehrswegen) einher
und einer Alimentierung der Massen, deren Lebenshaltungskosten z. B. über
die Deckelung der Gaspreise relativ gering gehalten wurden.



Doch  seit  Jahren  wird  dies  für  den  kasachischen  Kapitalismus  immer
schwieriger aufrechtzuerhalten. Die Herrschenden wollen keinen Cent an die
Armen  abgeben.  Im  Gegenteil,  sie  drängen  im  Chor  mit  westlichen
WirtschaftsexpertInnen darauf, deren „Privilegien“ (!) zu streichen und die
Wirtschaft weiter zu liberalisieren. Dafür versprechen sie Investitionen in der
Öl- und Gasindustrie oder im Bergbau, um veraltete Anlagen zu erneuern
oder neue Abbaustätten zu erschließen.

Besonders drastisch stellt sich daher die soziale Ungleichheit im Land gerade
dort dar, wo der Reichtum geschaffen, produziert wird. Während sich die
ChefInnen  der  kasachischen  Energie-  und  Bergbauunternehmen  und  die
Staatsführung regelrechte Paläste bauen lassen, schuften die Beschäftigten
auf  den  Öl-  und  Gasfeldern  –  und  das  oft  unter  lebensgefährlichen
Bedingungen.  Viele warten oft  monatelang auf  ihre Löhne,  zehntausende
ArbeiterInnen in der Öl- und Gasindustrie sind mittlerweile arbeitslos.

Dass die Bewegung in den Regionen Westkasachstans ihren Ausgang in Form
einer gigantischen Streikwelle nahm, ist kein Zufall. Schon 2011 kam es zu
einer riesigen Streikwelle der ÖlarbeiterInnen, die blutig niedergeschlagen
wurde. Dabei kamen Menschenrechtsorganisationen zufolge 70 Streikende
ums Leben, 500 wurden zum Teil schwer verletzt. Doch trotz dieser extremen
Repression hielten sich unabhängige, illegale oder halblegale Strukturen der
ArbeiterInnenklasse in diesen Regionen. Aufgrund drohender Entlassungen,
der Nichtauszahlung von Löhnen nahmen auch in den letzten Monaten des
Jahres 2021 Streiks und Arbeitskämpfe in der Öl- und Gasindustrie zu.

Daraus erklären sich auch die Unterschiede zwischen der Bewegung in den
industriellen  Zentren  in  Westkasachstan,  die  von  den  Lohnabhängigen
getragen werden und die sich des Streiks – und damit kollektiven Aktionen
der ArbeiterInnenklasse – als Hauptkampfmittel bedienen, und an anderen
Orten.  Von  größter  Bedeutung  ist  jedoch,  dass  deren  Forderungen
mittlerweile  längst  über  betriebliche  und  gewerkschaftliche  Fragen
hinausgegangen sind und auch einen politischen Charakter – Rücktritt des
Präsidenten, Freilassung der politischen Gefangenen – angenommen haben.

Zum  Teil  schwappen  diese  auch  in  andere  Regionen  über.  In  anderen



städtischen Zentren entwickelte sich die Bewegung viel stärker als eine Art
Straßenaufstand, als Aufruhr  verarmter Schichten, von Jugendlichen, aber
auch  Lohnabhängigen,  die  aus  ländlichen  Regionen  in  die  Zentren
migrierten. Diese Wut und Empörung nimmt gerade, weil diese Schichten
weniger organisiert sind, auch einen politisch unklareren, diffusen Charakter
an.  Dennoch  ist  diese  Bewegung  auch  ein  genuiner  Ausdruck  der
Massenempörung  gegen  ein  despotisches,  autoritäres  kapitalistisches
Regime.  Dass  solche  Emeuten  auch  mit  Formen  des  Vanadalismus
einhergehen, dass sich auch deklassierte, unpolitische Elemente oder gar
staatliche ProvokateurInnen „anschließen“,  ist  nichts  Ungewöhnliches  für
solche  scheinbar  spontanen,  in  Wirklichkeit  jedoch  sich  schon  lange
vorbereitenden Eruptionen des Volkszorns. Entscheidend ist hier, ob diese
Wut zu einer organisierten Kraft werden kann – und das hängt vor allem
davon  ab,  ob  die  ArbeiterInnenklasse,  allen  voran  die  Öl-  und
GasarbeiterInnen,  dieser  eine  politische  Führung  geben  können.

Blutige Abrechnung droht
Die wirklichen „Kriminellen“ sind jedoch nicht auf den Straßen von Nur-
Sultan oder anderen städtischen Zentren zu finden, sondern in Palästen der
Reichen  und  BürokratInnen,  in  den  Generalstäben  der  Armee  und
Repressionskräften, die eine blutige Abrechnung mit den Aufständischen und
vor  allem  auch  mit  den  streikenden  und  kämpfenden  ArbeiterInnen
vorbereiten.

Leute wie Nasarbajew und Tokajew haben sich längst entschieden, wie sie
die Krise zu lösen gedenken. Der Präsident spricht von 20.000 „Banditen“,
die auszumerzen gelte, Armee und Polizei wurde der Schießbefehl erteilt. Die
Herrschenden wollen die Bewegung in Blut ertränken – und zwar nicht nur
den Aufruhr in den Städten,  sondern auch,  ja  vor allem die Streiks und
Strukturen  der  ArbeiterInnenklasse  in  den  Industrieregionen.  Schließlich
wissen  sie  nur  zu  gut,  dass  sich  hier  eine  soziale  Kraft,  eine
Klassenbewegung formiert, die ihnen wirklich gefährlich werden kann.

Die ArbeiterInnen der großen Industrieregionen und andere Schichten der
Lohnabhängigen (z. B. TransportarbeiterInnen) können das Land lahmlegen.



Sie können so auch die Repressionsmaschinerie zum Stoppen bringen – und
möglicherweise  auch  untere  Teile  des  Repressionsapparates,  einfache
SoldatInnen zum Wechsel der Seiten verlassen oder paralysieren. Auch diese
Gefahr  drängt  das  Regime  zum  Handeln  und  erklärt  auch,  warum  es
russische  Truppen  angefordert  hat,  deren  bloße  Anwesenheit  auch  die
Disziplin  potentiell  „unsicherer“  kasachischer  Repressionskräfte,  von
PolizistInnen  oder  SoldatInnen,  sicherstellen  soll.

Daher  werden  die  nächsten  Tage  auch  für  die  Bewegung  von  größter
Bedeutung  sein.  Um die  Repressionsmaschinerie  zu  stoppen,  braucht  es
einen landesweiten Generalstreik. Dazu müssen wie in den Regionen der Öl-
und Gasindustrie Vollversammlungen der Beschäftigten, aber auch in den
Wohnvierteln  organisiert  und ArbeiterInnenkomitees  gewählt  werden,  die
den Kampf organisieren und zu einem Aktionsrat auf kommunaler, regionaler
und landesweiter Ebene verbunden werden.

Angesichts der Repression müssen sie Selbstverteidigungsstrukturen bilden,
die  diesen  Räten  untergeordnet  und  in  der  Lage  sind,  die  bisher
unorganisierten Emeuten in Städten wie Nur-Sultan durch organisierte, in
den Betrieben und Wohnvierteln verankerte Strukturen zu lenken.

Zugleich braucht es unter den einfachen SoldatInnen, den unteren Rängen
der  Polizei  eine  Agitation,  sich  dem  Einsatz  gegen  die  Bevölkerung  zu
verweigern, eigene Ausschüsse zu wählen und dem mörderischen Regime die
Gefolgschaft  aufzukünden.  Die  kasachischen  und  russischen
Repressionskräfte  müssen  aus  den  Städten  und  ArbeiterInnenbezirken
zurückgezogen werden. Die OVKS-Truppen sollen das Land verlassen, die
Gefangenen der letzten Tage müssen auf freien Fuß gesetzt werden.

Ein solcher Generalstreik und eine Bewegung, die ihn stützt, würde zugleich
unwillkürlich die Machtfrage in Kasachstan aufwerfen.

Das  bedeutet  auch,  dass  die  Streik-  und  Massenbewegung  und  deren
Koordinierungsorgane selbst zu einem alternativen Machtzentrum werden
müssen,  das  das  oligarchische  Regime  stürzen  und  durch  eine
ArbeiterInnenregierung ersetzen kann – eine Regierung, die nicht nur die



despotische Pseudodemokratie  abschafft,  sondern auch die kapitalistische
Klasse enteignet, in deren Interesse dieses Regime regiert. Dazu bedarf es
der Enteignung der großen Industrie, der Öl- und Gasfelder, der Bergwerke,
der  Finanzinstitutionen  unter  ArbeiterInnenkontrolle  und  der  Errichtung
eines demokratischen Notplans zur Reorganisation der Wirtschaft und zur
Sicherung der Grundbedürfnisse der Massen.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung!
Internationale Solidarität jetzt!
Die  Massenbewegung  rückte  Kasachstan  auch  ins  Zentrum  einer
Weltöffentlichkeit, die die Verbrechen des Regimes Nasarbajew und seines
Nachfolgers Tokajew über Jahrzehnte faktisch totgeschwiegen hatte.  Was
bedeutet schon die Unterdrückung und Ermordung von Streikenden, wenn
dafür Profite reichlich in die Taschen, kasachischer, russischer, chinesischer,
aber  auch  US-amerikanischer,  italienischer,  deutscher  und  britischer
Konzerne  fließen?

Das kasachische Regime mag demokratische Rechte verletzt, JournalistInnen
und die Opposition unterdrückt haben – das wichtigste „Menschen“recht, das
auf freien Handel und Wirtschafts„reformen“ brachte das Regime sehr zum
Wohlgefallen aller ausländischen Mächte voran.

Natürlich war und ist Kasachstan vor allem eine Halbkolonie Russlands –
zumal  eine,  die  über  Jahrzehnte  nicht  nur  politisch eng verbunden war,
sondern  von  deren  Markt  und  Ressourcen  der  wirtschaftlich  schwache
russische  Imperialismus  sogar  ökonomisch  profitieren  konnte.  Hinzu
kommen die Mitgliedschaft in der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und
der OVKS und die Bedeutung Baikonurs (in Südkasachstan) für die russische
Raumfahrt. Darüber hinaus macht die geostrategische Lage des Landes es zu
einem wichtigen Schild  Russlands  vor  einer  weiteren Destabilisierung in
Zentralasien.  Kein  Wunder  also,  dass  dieses  voll  in  den  Chor  der
„Terrorbekämpfung“  einstimmt  und  seinem  Verbündeten  beispringt.

Ironischerweise verfolgten und verfolgen aber nicht nur China, sondern auch
die  meisten  westlichen  imperialistischen  Länder  ein  Interesse  an  der



Stabilität Kasachstans – sei es zur Sicherung ihrer ökonomischen Interessen,
ihrer  Investitionen,  aber  auch  zur  Stabilisierung  des  Landes  gegen
„islamistischen  Terror“.  Der  ehemalige  britischer  Regierungschef  Blair
fungierte gar über Jahre als Berater Nasarbajews im Umgang mit westlichen
Medien,  insbesondere  für  den  Fall  von  Aufstandsbekämpfung.  Außerdem
kooperierte Kasachstan jahrelang bei der US/NATO-Besatzung Afghanistans.

Daher fallen die westlichen Stellungnahmen zur Lage in Kasachstan bisher
vergleichsweise  verhalten  aus.  So  erklärte  der  US-Außenminister  Antony
Blinken in einem Gespräch mit  dem kasachischen Amtskollegen Mukhtar
Tleuberdi  „die  volle  Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten  für  die
verfassungsmäßigen Institutionen Kasachstans und die Medienfreiheit“. Aus
der EU kommt wie oft der unverbindliche Aufruf zur „Mäßigung“ auf allen
Seiten. Klarer ist hier schon der Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft und
dessen  Vorsitzender  Oliver  Hermes,  der  gegenüber  der  Presse  erklärte:
„Eine  schnelle  Beruhigung  der  Lage  ist  unabdingbar,  um  weiteres
Blutvergießen,  eine  Destabilisierung  des  Landes  und  damit  auch  eine
Beschädigung  des  Wirtschafts-  und  Investitionsstandorts  Kasachstan
a b z u w e n d e n . “
(https://www.fr.de/politik/kasachstan-unruhen-tote-demonstration-gas-preise-
proteste-flughafen-putin-russland-news-aktuell-zr-91219297.html)  Über
deutsche  Waffenexporte  im  Wert  von  rund  60  Millionen,  die  im  letzten
Jahrzehnt an das Regime geliefert wurden und jetzt auch gegen die Massen
eingesetzt  werden,  hüllen  sich  die  Regierung  und  UnternehmerInnen  in
Schweigen.

Die  relative  Zurückhaltung  des  Westens  lässt  sich  freilich  nicht  nur
ökonomisch  erklären.  Sicherlich  spielt  dabei  auch  ein  geostrategisches
Tauschkalkül  eine  Rolle.  Russland  kann  in  Kasachstan  die  blutige
Niederschlagung der Aufständischen unterstützen (und damit auch westliche
InvestorInnen  absichern).  Zugleich  verlangt  man  dafür  ein
„Entgegenkommen“ in der Ukraine oder wenigstens Stillschweigen zu deren
weiterer  Aufrüstung  und  Zurückhaltung  bei  einem  möglichen  NATO-
unterstützten  Angriffe  der  Ukraine  auf  die  Donbass-Republiken.

Umso dringender ist es, dass die internationale ArbeiterInnenklasse und die
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Linke ihre Solidarität mit der Massenbewegung in Kasachstan auf die Straße
tragen.

Nein  zur  Niederschlagung gegen die  Massenbewegung!  Sofortige
Aufhebung  des  Ausnahmezustandes  und  aller  Einschränkungen
demokratischer  Rechte!  Freilassung  aller  politischen  Gefangenen!
Nein  zur  russischen  Intervention!  Sofortiger  Abzug  aller  OVKS-
Truppen! Stopp aller Waffenliegerungen!
Internationale  Solidarität  mit  der  ArbeiterInnenklasse  und
Protestbewegung!

Solidarität  mit  der  Jugend  in
Sheikh  Jarrah!  Solidarität  mit
dem  palästinensischen
Widerstand!
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/05/11/solidaritaet-mit-der-jugend-in-sheik
h-jarrah-solidaritaet-mit-dem-palaestinensischen-widerstand/

Dilara Lorin, Martin Suchanek, Infomail 1149, 11. April 2021

Seit Montag, den 10. Mai, bombardiert die israelische Luftwaffe
Gaza. Mindestens 24 Menschen, darunter 9 Kinder, wurden nach Angaben
des palästinensischen Gesundheitsministeriums bis zum Morgen des 11.
Mai getötet, 109 wurden verletzt. Insgesamt flogen die israelischen
Streitkräfte 150 Angriffe.

Die Regierung Netanjahu und die Armeeführung präsentieren und
rechtfertigen die Bombardierungen einmal mehr als Akt der
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Selbstverteidigung – und in ihrem Gefolge auch die westlichen
imperialistischen Schutzmächte und Verbündeten Israels. Die Aktion
wird als Reaktion auf den Abschuss von über 100 Raketen aus Gaza
dargestellt, als Vergeltung auf eine vorhergehende Aktion der Hamas
und des palästinensischen Widerstandes, die als „Terrorist_Innen“,
„Islamist_Innen“ oder blutrünstige „Antisemit_Innen“
diffamiert werden.

Kurzum, der ideologischen Rechtfertigung der zionistischen
Regierung wie ihrer westlichen Unterstützer_Innen gelten die
Palästinenser_Innen als Aggressor_Innen. Die Vergeltungsschläge
sollen bloß „verhältnismäßig“ bleiben und, so das
stillschweigende Kalkül, nach einigen Tagen verebben.

Verschwiegen wird, worum es im „Konflikt“ eigentlich geht,
worin seine Ursachen eigentlich bestehen. Dabei verdeutlicht der
Kampf gegen die Räumung palästinensischer Wohnungen und Häuser im
Ostjerusalemer Stadtteil Sheikh Jarrah exemplarisch, worum es sich
dreht: um die fortgesetzte, systematische Vertreibung und nationale
Unterdrückung der palästinensischen Bevölkerung. Ostjerusalem soll
die nächste Etappe der Vertreibung und Annexion durch den
zionistischen Staat darstellen – eine fortdauernde, die mit der
Gründung Israels und dessen Expansion untrennbar verbunden ist.

Sheikh Jarrah
Auch wenn mittlerweile die internationalen Medien voll sind mit
Berichten über Sheikh Jarrah, die Zusammenstöße von Polizei,
zionistischen, rechten Siedler_Innen und palästinensischen
Jugendlichen, so dienen diese wohl eher dem Einschwören auf die
israelische und westliche politische Linie denn der Information.

Es wird nicht erwähnt, dass der zionistische Staat seit seiner
Gründung unablässig fortfährt, Palästinenser_Innen aus ihren
Wohnungen und Häusern zu vertreiben und dadurch in die Flucht zu
zwingen. Es werden die ultraorthodoxen und rechten Gruppierungen



nicht erwähnt, die friedlich Fasten brechende oder protestierende
Palästinenser_Innen angreifen, sie aus ihren Häusern werfen und
tatkräftig von den staatstragenden Parteien hofiert und unterstützt
werden. Es wird beim Lob für Israels  Impfkampagne nicht
erwähnt, dass in den vom Staat besetzten israelischen Gebieten die
Bevölkerung nicht nur keinen Zugang zum Impfstoff erlangt, sondern
auch das gesamte Gesundheitssystem permanent vor dem Zusammenbruch
steht. Palästinenser_Innen sind faktisch Menschen zweiter Klasse.
Ihnen werden gleiche bürgerliche Rechte vorenthalten, Westbank und
Gaza werden immer mehr von der Außenwelt abgeschottet.

Die rechte Regierung Netanjahu setzt seit Jahren auf einen
aggressiveren Kurs der Vertreibung und der Annexion von Land in der
Westbank infolge des Siedlungsbaus. Unter der Administration Trump
und deren „The Deal of the Century“ wurde Jerusalem offiziell als
Hauptstadt Israels anerkannt, eine Einladung an die zionistische
Regierung, an Behörden und Gerichte sowie an rechte Siedler_Innen,
die Annexion Ostjerusalems voranzutreiben.

Was hat all dies mit Sheikh Jarrah zu tun?
Sheikh Jarrah ist ein Viertel in Ostjerusalem, welches auch nach 
1948, der Gründung des israelischen Staates, mehrheitlich von
Palästinenser_Innen bewohnt war, während im Westen mehrheitlich
israelische Staatsbürger_Innen wohnen und Palästinenser_Innen
diesen Teil der Stadt nicht einfach so betreten dürfen. Diese
Aufteilung und das Verbot für die palästinensische Bevölkerung
sind Teil einer bewussten Politik, die immer mehr versucht, den
Wohnraum und die Existenz von Palästinenser_Innen einzuschränken.
Zwischen 2004 bis 2016 wurden 685 palästinensische Häuser in
Jerusalem zerstört. 2513 Menschen wurden obdachlos.

Heute leben mehr als 700.000 israelische Siedler_Innen in
illegalen Siedlungen in Palästina und Ostjerusalem. Aber damit
leider nicht genug, denn die Situation um Sheikh Jarrah hat 
kein Alleinstellungsmerkmal. Diese Zwangsräumungen der dort seit



Jahrhunderten ansässigen Palästinenser_Innen hat israelische
Tradition und ist tragische Geschichte von mehr als 538 Städten und
Dörfern. Den Bewohner_Innen dieses Stadtteils droht Vertreibung und
die damit einhergehende Flucht – entweder auf „legalem“ Weg,
indem israelische Gerichte Ansprüche von Siedler_Innen auf Häuser
legitimieren, die seit Jahrzehnten von Palästinenser_Innen bewohnt
wurden, oder auf „illegalem“, indem der Bau von Häusern und
Wohnungen durch Siedler_Innen nachträglich anerkannt wird. Die
Besatzungsbehörden planen außerdem den Bau von 200
Siedlungseinheiten auf dem Land und in den Häusern der Bevölkerung
von Sheikh Jarrah. Diese Vertreibung ist seit mehr als 40 Jahren ein
Teil des israelischen Siedlungsplans, um auf diesen Flächen
Siedlungen zu errichten, so wie es im Westjordanland tagtäglich
geschieht.

Al-Aqsa, Jerusalem und der Widerstand
Gegen die Räumung palästinensischer Häuser und Wohnungen wehren
sich seit Tagen vor allem Jugendliche in Ostjerusalem. Dagegen ging
die Polizei mit äußerster Brutalität, mit Blendgranaten und
Wasserwerfern vor. Hunderte wurden zum Teil schwer verletzt, um
Unrecht und die Ordnung der Herrschenden aufrechtzuerhalten.

Anlässlich des „Jerusalem-Tages“, an dem in Israel die
Annexion Ostjerusalems im Zuge des 6-Tage-Krieges von 1967 gefeiert
wird, eskalierten rechte Siedler_Innen am 10. Mai bewusst die Lage,
indem sie trotz der Spannungen ihren jährlichen reaktionären
Fahnenmarsch durchführten. Diesmal wurde aus der gezielten
Provokation faktisch ein Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee. Diese
befindet sich auf der Westseite Jerusalems in der Altstadt und bildet
für die Muslime/a eines der 3 wichtigsten Heiligtümer. Tage zuvor
schon hingen Plakate an den Wänden der Stadt, welche diese Angriffe
seitens rechter Siedler_Innen propagierten und dazu aufriefen, sich
daran zu beteiligen.

Während sich ein Teil der Palästinenser_Innen noch im



Fastenmonat Ramadan befindet, kämpfen diese und andere gegen die
Angriffe und Attacken. Es verbreiteten sich Bilder wo in der
Al-Aqsa-Moschee Jugendliche Steine sammeln, Barrikaden bauen, um dem
angekündigten Angriff entgegenzuwirken, und ein wütender Mob
Siedler_Innen an den Türen und Toren der Altstadt rüttelt. Die
Situation dauert schon seit mehreren Tagen an und es wurden mehr als
300 Palästinenser_Innen verletzt.

Der Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee stellt dabei eine gezielte
Provokation nicht nur der Palästinenser_Innen, sondern aller
Muslime/a, ja aller Unterdrückten im Nahen Osten dar.

Dabei wurden bewusst und provokant religiöse Gefühle verletzt.
Im Kern geht es aber um keine Glaubensfrage, sondern darum, den
national und rassistisch Unterdrückten ihre Ohnmacht, ihre
Chancenlosigkeit vorzuführen.

Der Widerstand gegen die Räumungen bildet daher nur einen Aspekt
eines größeren Kampfes gegen ein System der Unterdrückung, der
Vertreibung, der fortgesetzten Kolonisierung und imperialistischen
Ausbeutung. An vorderster Front bei den Demonstrationen und Kämpfen
steht dabei oft die palästinensische Jugend.

Flächenbrand
Der  Kampf  um Sheikh  Jarrah  und  um Al-Aqsa  wirkt  wie  der  berühmte
Funken, der das Pulverfass zu entzünden droht. In zahlreichen Städten in der
Westbank gingen Jugendliche, Arbeiter_Innen, Bauern/Bäuerinnen und die
verarmten Massen auf die Straße. In Nazareth, Kafr Kana oder Schefar’am
brachen in der Nacht vom Montag zum Dienstag lokale Aufstände aus. In
Gaza  marschieren  Hunderte,  wenn  nicht  Tausende,  an  die  von  der
israelischen  Armee  hermetisch  abgeriegelte  und  hochmilitarisierte  Grenze.

Hamas und verschiedene Gruppen des palästinensischen Widerstandes
feuern Raketen auf Israel, wohl wissend um die blutige Antwort von
dessen Luftstreitkräften. Doch diese verzweifelten Aktionen in einem



asymmetrischen Krieg verdeutlichen auch die Entschlossenheit des
palästinensischen Volkes, dessen Würde und Existenz untrennbar mit
dem Widerstand gegen die Besatzung verbunden ist.

Dieser Widerstand gegen die Besatzung ist in all seinen Formen
legitim. Auch wenn die taktische und strategische Nützlichkeit von
Raketenangriffen auf Israel fraglich ist, so unterscheiden wir als
Revolutionär_Innen klar zwischen der Gewalt der Unterdrücker_Innen,
des israelischen Staates und seiner Armee, und der Unterdrückten und
solidarisieren uns mit dem Widerstand.

Eine neue Intifada liegt in der Luft. Die entscheidende politische
Frage ist jedoch, wie sich diese ausweiten, wie sie siegen kann. Die
zionistische Vertreibung und Expansion und die offene Unterstützung
durch Trump haben schon in den letzten Jahren die Palästinenser_Innen
in eine immer verzweifeltere Lage gebracht und auch die politische
Führungskrise in der Linken und Arbeiter_Innenklasse massiv
verschärft. Auch wenn die Palästinensische Autonomiebehörde und
die Hamas die Bewegung in Ostjerusalem unterstützen, so kollaboriert
erstere nach wie vor mit dem zionistischen Staat und jagt einer
Verhandlungslösung nach. Auch die Hamas verfügt über keine
Strategie zum Sieg und bietet eine reaktionäre, religiöse und keine
fortschrittliche, demokratische oder gar sozialistische Perspektive
im Interesse der Arbeiter_Innenklasse.

Die zentrale Frage besteht daher darin, wie die fortgesetzten
Bombardements Israels gestoppt und die lokalen Aufstände der Jugend
verbreitert werden können und in diesem Zug auch eine neue,
revolutionäre Kraft in Palästina aufgebaut werden kann. Dies ist
nicht so sehr eine organisatorische, sondern vor allem eine
programmatische Frage.

Um den Widerstand gegen die zionistische Aggression
voranzutreiben, braucht es eine neue Intifada, die die Form eines
Generalstreiks in den Werkstätten und auf den Feldern sowie der
Einstellung jeder Kooperation mit den Institutionen der



Besatzungsmacht annimmt. Die Möglichkeiten des rein ökonomischen
Drucks in Palästina sind aufgrund der Ersetzung palästinensischer
Arbeitskraft in vielen israelischen Unternehmen erschwert, wenn auch
nicht unmöglich.

Von entscheidender Bedeutung könnte und müsste die Solidarität
der Arbeiter_Innenklasse und Unterdrückten in den Ländern des Nahen
Ostens sein, indem sie Israel und seine militärische Maschinerie
durch Streiks und Weigerung, Waren zu transportieren oder
Finanztransaktionen durchzuführen, unter Druck setzt. Dies könnte
in Verbindung mit massenhaften Solidaritätsdemonstrationen auch die
reaktionären arabischen Regime in Ägypten und Saudi-Arabien oder
die vorgeblichen Freund_Innen der Palästinenser_Innen wie Erdogan
oder Chamenei entlarven und die Arbeiter_Innenklasse zur führenden
Kraft im Kampf gegen den Zionismus machen.

Dieser Druck kann auch die klassenübergreifende Einheit zwischen
Kapital und jüdischer Arbeiter_Innenklasse in Israel unterminieren
und damit die Perspektive eines gemeinsamen Kampfes von
palästinensischer Arbeiter_Innenklasse und Bauern-/Bäuer_Innenschaft
mit der jüdischen Arbeiter_Innenklasse gegen Zionismus und für
einen gemeinsamen, multinationalen Staat unter Anerkennung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_Innen eröffnen.

Schließlich müssen die Arbeiter_Innenklasse und die Linke in den
imperialistischen Ländern selbst in Solidarität mit dem
palästinensischen Volk auf die Straße gehen und mit Streik und
Boykott von Transporten den Druck auf Israel erhöhen, die
Luftangriffe auf Gaza und die Repression in Ostjerusalem
einzustellen. Solidaritätskundgebungen und die Unterstützung von
Demonstrationen zum Nakba-Tag wären dazu ein erster Schritt.

Die Bombardements seitens Israel, die Belagerung Gazas und die
Siedlungsbauten in der Westbank haben auch jede Hoffnung auf die
Zwei-Staaten-Lösung begraben. Angesichts der Vertreibung, der
Aggression und Unnachgiebigkeit der israelischen Regierungen erweist



sie sich nicht nur als reaktionär, sondern schlichtweg auch als
komplett illusorisch, als diplomatische Farce. Die einzig mögliche
demokratische Lösung besteht in der Zerschlagung des Systems der
Apartheid und der rassistischen Grundlage des zionistischen Staates,
im Recht auf Rückkehr für alle Palästinenser_Innen und in der
Errichtung eines binationalen Staates auf der Basis vollständiger
rechtlicher Gleichheit aller. Die imperialistischen Staaten wie die
USA, Deutschland, Britannien und die EU müssen dazu gezwungen
werden, die Kosten für diese Rückkehr und den Aufbau der nötigen
Infrastruktur und Wohnungen zu tragen. Damit diese ohne
nationalistische Gegensätze erfolgen kann, muss diese demokratische
Umwälzung mit einer sozialistischen, mit der Enteignung des
Großkapitals und Großgrundbesitzes verbunden werden.

Schluss mit der Besatzung! Keine Bomben auf Palästina!
Solidarität mit dem palästinensischen Widerstand!
Für einen binationalen Staat, in dem alle Staatsbürger_Innen
gleiche Rechte haben unabhängig von ethnischer Herkunft und
Religion!
Für ein sozialistisches Palästina als Teil Vereinigter
Sozialistische Staaten des Nahen und Mittleren Ostens!

Russland: Der Fall Nawalny und
das Regime Putin
Robert Teller, Infomail 1140, 22. Februar 2021

z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/02/22/russland-der-fall-nawalny-und-das-
regime-putin/
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Am 20. Februar schloss der bislang letzte Akt der juristischen Farce um
Alexei Nawalny, der Galionsfigur der russischen Opposition. Das Moskauer
Babuschkinskij-Gericht wies die Berufung gegen seine Verurteilung zu rund
3,5 Jahren Lagerhaft ab. Im selben Gerichtssaal wurde auch die Strafe von
umgerechnet  9.500  Euro  wegen  Diffamierung  eines  Kriegsveteranen
bestätigt.

Zu 3,5 Jahren Haft war Nawalny schon Anfang Februar verurteilt worden.
Das  Berufsgericht  bestätigte  dies,  auch  wenn  die  Strafdauer  um einige
Wochen reduziert wurde.

Überraschend  kamen  weder  die  Festnahme  Nawalnys  am  Moskauer
Flughafen  am 17.  Januar,  die  von  der  russischen  Regierung  im  Voraus
angekündigt war, noch das Urteil, das offensichtlich darauf ausgerichtet ist,
die  Galionsfigur  der  bürgerlichen,  prowestlichen  Opposition  gegen  Putin
zumindest bis zur nächsten Präsidentschaftswahl aus dem Verkehr zu ziehen
– sei es durch Anschläge, sein Exil  oder eben jederzeit durch willfährige
Richter_Innen verlängerte Haft.

Die Begründung der Justiz wirft  ein bezeichnendes Licht auf das System
Putin. Nawalny hätte, so das Urteil, gegen Bewährungsauflagen verstoßen,
die  sich  aus  früheren  Strafverfahren  ergeben  hätten.  Als  er  knapp  der
Vergiftung  –  mutmaßlich  durch  Agent_Innen  des  russischen  Staates  –
entgangen war, wurde er in Berlin behandelt. Einige Zeit war er komatös.
Während  dieser  Zeit,  so  das  Gericht,  hätte  er  sich  nicht  an  die
Bewährungsauflagen  gehalten,  zu  denen  u.  a.  eine  zweiwöchentliche
Meldung  bei  den  russischen  Behörden  gehört.

Das  Skandalurteil  stellt  alles  andere  als  einen  Einzelfall  dar.  Russische
Oppositionelle  –  ganz  zu  schweigen  von  Angehörigen  unterdrückter
Nationalitäten oder von regimekritischen Linken – sind seit Jahren solchen
Formen staatlicher Unterdrückung ausgesetzt, die selbst nur einen Teil des
Herrschaftssystems Putins darstellen.

Tatsächlich trifft die politische Repression Linke im Allgemeinen härter als
bürgerliche Rival_Innen. Vor einem Jahr wurde im sog. „Network Case“ eine



Gruppe antifaschistischer Aktivist_Innen in der Stadt Penza zu langjährigen
Haftstrafen  verurteilt.  Die  Urteile  stützten  sich  auf  erzwungene
Geständnisse. Ende Dezember wurde Sergei Udalzow, ein führendes Mitglied
der  Parteienkoalition  „Linksfront“,  der  bereits  eine  viereinhalbjährige
Haftstrafe wegen seiner Beteiligung an den Protesten 2012 abgesessen hat,
verhaftet und wegen einer nicht genehmigten Protestaktion zu 10 Tagen Haft
verurteilt.

Massenproteste
Der  entscheidende  Unterschied  zu  den  unzähligen  Fällen  politischer
Repression,  inklusive  Skandalurteilen,  langjähriger  Haft  wegen  der
Ausübung demokratischer Rechte, liegt aber in Folgendem: Über lange Jahre
erzielten diese  eine abschreckende Wirkung,  weil  sich das  System Putin
neben Repression und einer Monopolisierung der Medien auf eine gewisse
soziale Stabilität im Inneren stützen konnte.

Diesmal ist es anders. Die Verhaftung und die Verurteilung Nawalnys lösten
eine Welle von Massenprotesten im ganzen Land aus. Diese wurden zu den
größten  der  vergangenen  Jahre,  mit  etwa  15.000  Teilnehmer_Innen  in
Moskau  und  über  100.000  in  80  oder  mehr  Städten  landesweit.  Die
Bedeutung der nicht genehmigten Demonstrationen lässt sich auch an der
Anzahl  verhafteter  Demonstrant_Innen  ablesen.  Laut  OVD-Info,  einer
russischen  Menschenrechtsorganisation,  wurden  allein  Mitte  Januar
mindestens  4.000  Teilnehmer_Innen  festgenommen.  Gegen  viele  wurden
Strafverfahren  eingeleitet  oder  in  Schnellverfahren  Geldstrafen  oder
Administrativhaft  verhängt.  Auf  weiteren Demonstrationen am 31.  Januar
wurden  erneut  mindestens  5.600  Teilnehmer_Innen  festgenommen.
Menschen wurden nicht erst wegen der Teilnahme an Protesten verhaftet,
sondern auch wegen des Teilens von nicht genehmigten Protestaufrufen auf
Social Media. Auf Videoaufnahmen ist zu sehen, dass die Polizei ohne Anlass
brutal gegen Demonstrant_Innen vorgeht. Auch einige linke Organisationen
unterstützten die Proteste kritisch,  also ohne dabei  Nawalnys politischen
Zielen Anerkennung zukommen zu lassen. Nach den Verhaftungen vom 23.
und 31. Januar ruft Nawalnys Bewegung nun dazu auf, weitere Proteste zu



unterlassen  und  sich  stattdessen  für  die  Duma-Wahlen  im  September
bereitzuhalten.

Wie  immer  die  weitere  Mobilisierung  verlaufen  wird,  so  signalisiert  die
Bewegung  doch  eine  bedeutende  Veränderung  der  politischen  Lage  in
Russland, die weit über die Frage der Freilassung von Nawalny hinausgeht.
Angesichts  der  ökonomischen  und  politischen  Probleme  des  russischen
Imperialismus kann das Regime Putins selbst ins Wanken geraten. Nawalny
und die bürgerlichen, prowestlichen Kräfte hoffen, aus dieser Lage Kapital
schlagen zu können.  Es  ist  kein  Zufall,  dass  sie,  anders  als  in  früheren
Jahren, die Kritik an Putin vor allem auf Korruptionsvorwürfe lenken, auf die
Bereicherung  durch  ihn  und  seine  Unterstützer_Innen.  Eine  eigens  von
Nawalny  gegründete  Antikorruptions-Stiftung  veröffentlichte  u.  a.  ein
bekannt gewordenes Video über einen teuren Palast am Schwarzen Meer,
der Putin zugeschrieben wird und dessen persönliche Bereicherung belegen
soll. Mit diesen Enthüllungen versucht er zugleich, sozial heterogene Putin-
Gegner_Innen,  die  von  unzufriedenen  Lohnabhängigen  und  Armen  über
städtische  Mittelschichten  und  Aufsteiger_Innen  bis  zu  unzufriedenen
Kapitalist_Innen reichen, anzusprechen, die meinen, im System Putin zu kurz
gekommen zu sein.

Nawalny und die rechtsliberale Opposition
Das darf aber nicht über seine politische Ausrichtung hinwegtäuschen. Die
Korruptionsvorwürfe sind für Nawalny Mittel zum Zweck und haben darüber
hinaus den Vorteil, dass er seine eigentlichen politischen, programmatischen
Ziele in den Hintergrund treten lassen kann.

Nawalny ist ein Rechtsliberaler, der Russland vor Putin retten will. Er fand in
der  Vergangenheit  an  liberalen  wie  auch  rechtsnationalistischen
Gruppierungen  und  Organisationen  Gefallen  und  hat  –  durchaus  in
Übereinstimmung mit Putins Ansichten – „russische Interessen“ gegenüber
den  demokratischen  Ambitionen  nichtrussischer  Völker  und  Nationen
verteidigt.  Von seinen extrem rassistischen Sprüchen – so bezeichnete er
2007 die Menschen aus dem Kaukasus als „Kakerlaken“ – hat er sich zwar
nicht distanziert, doch der Rassismusvorwurf scheint nun entweder mit der



Zeit verblasst oder durch Märtyrertum getilgt zu sein. Seine rassistischen
Ausfälle u. a. gegen Tschetschen_Innen zeigen, dass er der demokratische
Weltverbesserer, als den ihn westliche Fans gerne sehen, nicht ist und nicht
sein will. Nawalny präsentiert sich als ein Verbesserer der russischen Nation.
Beschönigend bezeichnete er sich als „nationalistischen Demokraten“. Als
solcher muss er mit Putin um die Gunst der Nation wetteifern und will nicht
zurückfallen, wenn es gilt, die „Gefühle“ des Volkes zu bedienen.

Aktuell reduziert Nawalny alles Schlechte in Russland auf eine behauptete
Korruptheit der Eliten. Damit knüpft er erstens an die Wahrnehmung vieler
Menschen  an,  ihnen  werde  „alles  geraubt“.  Das  stimmt  zwar,  aber  die
Korruption  in  Russland  ist  dabei  eher  ein  Nebenaspekt  gegenüber  der  
formell  legalen  Privatisierung  von  ehemaligem  Volkseigentum  nach  der
Restauration des Kapitalismus, die unter Putin fortgesetzt wurde. Politisch ist
der  bloße  Korruptionsvorwurf  im  Übrigen  vor  allem  demagogisch,  weil
Nawalny  als  bürgerlicher  Populist  natürlich  nicht  die  politökonomischen
Ursachen kritisiert,  die sie hervorbringen, sondern letztlich selbst an die
Futtertröge rankommen will.

Zweitens kritisiert Nawalny damit die Eigenschaft des russischen Systems,
die Teilhabe sowohl des Volkes als auch von Teilen der herrschenden Klasse
an der Gestaltung der politischer Macht zu beschneiden.  Dies entspricht
nicht seiner Vorstellung einer anständigen kapitalistischen Großmacht, die
auf Augenhöhe mit anderen, v. a. westlichen, Großmächten agieren will und
über entsprechende politische Strukturen verfügen sollte,  in welchen vor
allem auch die verschiedenen Teile der Bourgeoisie selbst demokratisch um
die  politische  Vorherrschaft  konkurrieren  können.  Der  Zustand  des
russischen  Staates  passt  in  seinen  Augen  nicht  recht  zu  einem
imperialistischen Land, das zu neuem nationalen Selbstbewusstsein gelangt
ist.

Und drittens macht ihn dieser Populismus auch für seine deutschen und
westeuropäischen  Unterstützer_Innen  interessant,  die  die  vorliegenden
imperialistischen Konflikte mit Russland lieber als Auseinandersetzungen um
„Demokratie und Rechtsstaat“ statt um Märkte und imperiale Einflusszonen
verstanden haben wollen. Es handelt sich um solche, die insbesondere dort,



wo  unmittelbar  deutsche  Geschäftsinteressen  in  Frage  stehen,  auch
weiterhin „vernünftig“ mit Russland zusammenarbeiten und gleichzeitig ein
legitimes, gesittetes, freiheitlich-demokratisches politisches und militärisches
Drohpotential schaffen und vergrößern wollen. Um Russlands Illegitimität
Putin direkt in die Schuhe schieben zu können, ist es hilfreich, ein Gesicht
der  Legitimität  vorzuführen,  einen Anti-Putin.  Nawalny reduziert  die  Ära
Putin  auf  Korruption  und  Despotismus.  Das  reicht,  um  von  den
Vertreter_Innen des imperialistischen Deutschlands geadelt zu werden.

Nawalnys Politik drückt primär die Interessenlage nicht allzu großer Teile
der Bourgeoisie und des städtischen Kleinbürger_Innentums aus,  die von
einer stärkeren Öffnung zum Westen mehr zu gewinnen als  zu verlieren
haben. Er findet, wie die Reichweite der Proteste zeigt, aber auch Anklang in
der  städtischen  Jugend,  unter  Arbeiter_Innen  und  Mittelschichten,  die
entweder  Illusionen  in  seine  Version  eines  modernen,  aufgeklärten
Populismus hegen oder sich trotz Fehlens solcher Illusionen auf gemeinsame
Ziele wie die Beseitigung politischer Verfolgung beziehen.

Nawalny konnte lange mit seinem Populismus einen eher beschränkten Kreis
an  Wähler_Innen  und  Unterstützer_Innen  mobilisieren  und  diese  Basis
reichte  bei  weitem  nicht  aus,  eine  ernsthafte  Bedrohung  für  Putin
darzustellen. Dies könnte sich jedoch ändern. Bei Wahlen propagiert er die
Taktik  des  sog.  „Smart  Voting“.  Diese  besteht  darin,  stets  die
aussichtsreichsten  Putin  feindlichen  Kandidat_Innen  zu  unterstützen,
unabhängig  von  ihrer  Parteizugehörigkeit  oder  ihrem  Programm.  Bisher
konnten Putins Leute oft tatsächlich deutliche Stimmenmehrheiten erzielen,
was  nicht  in  erster  Linie  manipulierten  Wahlen  zugeschrieben  werden
konnte, sondern auch mit der Zersplitterung und teilweisen Integration der
Opposition  ins  Herrschaftssystem  zu  tun  hatte.  Mit  seiner  Wahltaktik
versucht Nawalny gewissermaßen automatisch, alle Anti-Putin-Stimmen für
sich zu beanspruchen. Zu den von ihm unterstützten Kandidat_Innen gehören
gegebenenfalls  auch  Angehörige  der  „systemtreuen  Opposition“  wie  der
KPRF  (Kommunistische  Partei  der  Russischen  Föderation)  oder  der
ultrarechten  LDPR  (Liberaldemokratische  Partei  Russlands).

Seine begrenzte Massenbasis  und die nicht  vorhandene Legitimation aus



dem Staatsapparat  heraus  stellt  bisher  aber  auch  die  Grenze  der  Figur
Nawalny dar – und damit der möglichen Einflussnahme westlicher Mächte.
Nawalny  biederte  sich  diesen  dadurch  an,  dass  er  abgesehen  von  dem
Wunsch nach einer Öffnung zum Westen wesentliche außenpolitische Fragen
– wie die der militärischen Interventionen, der Nahostpolitik usw. – offenließ
oder mit unverbindlichen Phrasen beantwortete. Umgekehrt verteidigte er
auch russische Interessen wie z. B. auf der Krim oder in der Ostukraine.

Auch  wenn  Nawalnys  populistische  Methode  zu  gewissen  Wahlerfolgen
führen  und  der  Legitimität  von  Putins  System  Kratzer  zufügen  sollte,
beinhaltet  sie  kein  politisches  Konzept  für  ein  „Russland  ohne  Putin“.
Nawalny mag für manche als authentische und mitreißende Oppositionsfigur
erscheinen,  weil  er  seit  Jahren  einen  Gegenpol  zu  Putin  bildet,  sein
persönliches Schicksal dabei hintenanstellt und sich nicht auf die begrenzten
Möglichkeiten der „systemtreuen“ Parteien beschränkt. Letztlich ordnet er
aber nicht nur sich selbst, sondern auch die Bewegung auf der Straße seiner
Wahltaktik unter.

Nawalnys politisches Programm ist, soweit es überhaupt explizit formuliert
wurde, reaktionär. Aber natürlich ist das längst nicht alles, was es über seine
Verhaftung  und  die  Protestbewegung  zu  sagen  gibt.  Die  Verfolgung
Nawalnys ist ein bewusster Akt eines bürgerlich-bonapartistischen Regimes,
dessen politische Legitimität Risse bekommen hat. Dies spielt sich ab auf
dem Boden einer Klassengesellschaft, einer imperialistischen Macht, die in
einer  wirtschaftlichen  Krise  steckt  und  ihre  Interessen  gegenüber
imperialistischen  Rival_Innen  zu  behaupten  hat.

Ursprung des Konflikts mit Putin
Die Restauration des Kapitalismus in der ehemaligen UdSSR hat aus den
ehemals vergesellschafteten Industrien, vor allem im Energiesektor, privates
Kapital entstehen lassen. Doch die neu entstandene bürgerliche Klasse, die
Oligarchie, hatte als solche keine kontinuierliche Geschichte. Sie vermochte
nicht,  ein  gemeinsames  gesamtkapitalistisches  Interesse  zu  verfolgen,
vielmehr  drohte  ihre  mehr  oder  minder  ungezügelte  Aneignung  und
Plünderung des Volksvermögens, die Wirtschaft zu ruinieren. Die Zukunft



Russlands als kapitalistische Großmacht war in den 1990er Jahren ernsthaft
in Frage gestellt. Das zeigte sich damals, als Kaugummi und McDonald’s das
Land eroberten, es aber unter Jelzin zu zerfallen drohte. Nicht nur an der
Peripherie, wo Völker und Nationen neue oder alte Ansprüche auf politische
Eigenständigkeit stellten, war der Staat im Zerfall, sondern auch im Innern,
wo  Oligarch_Innen  regionale  Regierungen  aus  dem  föderalen  System
herauskauften und dadurch zeigten, wie wenig „nationales Gesamtinteresse“
sie  zu  verfolgen  beabsichtigten.  Der  desolate  Zustand  des  politischen
Überbaus spiegelte den inneren Zustand der Bourgeoisie wider, einer Klasse,
die kein Bewusstsein dafür besaß, welche Herausforderung es bedeutet, sich
in der globalen Konkurrenz zu behaupten.

Putin  hat  in  den  vergangenen  20  Jahren  ein  bonapartistisches  Regime
geschaffen,  das  sich  durch  starke  zentralistische  Machtstrukturen,  ein
Übergewicht  des  Sicherheitsapparates  und  mit  diesem  historisch
verbundener Teile der Bourgeoisie auszeichnet. Putin setzte der drohenden
Balkanisierung und Herabstufung Russlands zur Halbkolonie im Zuge der
neoliberalen Schocktherapie  der  1990er Jahre ein  Ende und schuf  einen
politischen Überbau, mit dem Russland wieder als kapitalistische Großmacht
auf  der  Weltbühne stehen kann.  Dieses System funktioniert  so,  dass  ein
„nationales  Gesamtinteresse“  nicht  notwendigerweise  durch  die,  sondern
gegebenenfalls  und  häufig  gegen  oder  über  die  Köpfe  der  Bourgeoisie
hinweg  zur  Geltung  kommen  muss.  Die  Anerkennung  Putins  als
Repräsentanten  des  „ideellen  Gesamtkapitals“  durch  die  verschiedenen
Fraktionen der Bourgeoisie ist nicht ein Resultat, sondern eine Vorbedingung
für die politische Repräsentation ihrer Interessen. Oligarch_Innen, die sich
dem  widersetzten,  erhielten  entsprechende  Lektionen,  wie  etwa
Chodorkowski 2004. Natürlich ist das nicht eine Abweichung von irgendeiner
„Idealform“  bürgerlicher  Demokratie,  sondern  ihre  spezielle  Form  unter
einer  bestimmten historisch  bedingten Klassenkonstellation.  Der  Konflikt,
den Nawalny mit Putins Staatsapparat austrägt, ist letztlich ein Resultat der
Art und Weise, wie das gesellschaftliche Eigentum der UdSSR privatisiert
worden war. Putins „Partei von Räuber_Innen und Halunk_Innen“ entspricht
einer Bourgeoisie mit genau diesen Eigenschaften.



Klassenkampf  und  imperialistische
Konfliktlage
Der  russische  Imperialismus  steht  vor  großen  Herausforderungen.
Abgesehen  von  der  Rüstungsindustrie  verfügt  er  nicht  über  starke
Exportindustrien, mit denen er die Dominanz über andere Länder sichern
kann. Die Extraprofite aus dem Export fossiler Energieträger ermöglichen
zwar die Finanzierung des staatlichen Renten- und Gesundheitssystems, das
gerade aufgrund der Prekarisierung weiter Teile der Bevölkerung bislang ein
wichtiges integratives Element des bonapartistischen Systems darstellt. Die
gefallenen Energiepreise gefährden aber das staatliche Distributionssystem
und zwangen die  Regierung 2018 zu  einem historischen Angriff  auf  die
Renten. 2020 brachen die Einnahmen aus dem Gasexport um 39 % und der
Gesamtexport  um 24 % ein.  Der  Öl-  und Gasexport  ist  zudem natürlich
Gegenstand  imperia l ist ischer  Rival i tät .  Die  europäischen
Hauptabnehmer_Innen  sind  angesichts  des  globalen  Überangebots  an
Energieträgern zu einem verstärkten Import aus Russland nur zu für sie
vorteilhaften Bedingungen bereit, d. h. bei ihrer Beteiligung an dem dabei
erzielten Extraprofit.  Die genannten Aspekte beschreiben eine krisenhafte
Entwicklung Russlands,  die zu politischen Brüchen im Staatsapparat und
Opposition innerhalb der herrschenden Klasse führen kann, und damit zu
einer Zuspitzung der Verhältnisse. Sie wird zu sozialen Angriffen auf die
Massen führen, die Widerstand notwendig machen.

Die  schwier ige  ökonomische  Lage  geht  zugle ich  mit  e iner
menschenverachtenden  Pandemie-Politik  und  dem weitgehenden  Verzicht
auf  Einschränkungen der  Wirtschaft  einher  –  mit  fatalen  Folgen für  die
Gesundheit  der  Massen.  Insgesamt  hat  das  Land  über  80.000  Tote  zu
beklagen.

Politische Schlussfolgerungen
Diese  aktuelle  wirtschaftliche  Krise  unterhöhlt  die  soziale  Basis  des
politischen  Herrschaftssystems  Putins.  Das  betrifft  die  Masse  der
Lohnabhängigen,  die  Mittelschichten,  aber  auch  die  Superreichen  und



Kapitalist_Innen.  Im  System  Putin  überließen  sie  weitgehend  der
Staatsbürokratie mit einem bonapartistischen Führer die politische Macht.
Im  Gegenzug  sicherte  dieser  massive  Profite  des  Großkapitals  und  die
Stabilität der Geschäfte.

Dieser  grundlegende  gesellschaftliche  Krisenprozess  bildet  auch  die
Grundlage dafür, dass sich hinter Nawalny tatsächlich eine Massenbewegung
formierten könnte,  die Putin in Frage stellt.  Das Regime ist  sich dessen
offenbar bewusst  und sperrt  daher den Oppositionsführer weg.  Doch die
Repression gegen Nawalny stellt dabei nur die Spitze des Eisbergs dar. Weit
über zehntausend Menschen wurden in den letzten Monaten festgenommen,
brutal angriffen und warten auf Verfahren.

Auch wenn Nawalny selbst ein bürgerlich-nationalistischer Reaktionär ist,
dem Linke keinerlei politische Unterstützung zukommen lassen dürfen und
dem gegenüber sich jegliche Illusionen in seine „demokratischen“ Absichten
verbieten, so geht es bei seiner fadenscheinigen Aburteilung nicht primär um
dessen Person oder Charakter.

Vielmehr  geht  es  darum,  dass  das  russische  bürgerlich-bonapartistische
Regime ein Exempel statuieren will, um jedes Aufbegehren, jede Opposition
einzuschüchtern,  um  diese  im  Keim  zu  ersticken.  Daher  auch  tausende
weitere Festnahmen.

Die  Arbeiter_Innenklasse  und Revolutionär_Innen können und dürfen der
staatlichen  Repression  nicht  gleichgültig  gegenüberstehen,  weil  die
Durchsetzung dieser Urteile und willkürlichen Festnahmen die Staatsgewalt
stärkt  und  sich  nicht  nur  gegen  Nawalny,  sondern  auch  gegen  jeden
zukünftigen linken Widerstand, gegen jede Arbeiter_Innenaktion richtet.

Revolutionär_Innen müssen daher für Nawalnys Freilassung und die aller
Festgenommen eintreten sowie die Einstellung aller Verfahren gegen diese
fordern.  Sofern  Demonstrationen  zu  seiner  Freilassung  einen
Massencharakter  annehmen,  sollten  Linke  auch  an  diesen  Protesten
teilnehmen  und  dort  mit  ihren  eigenen  Losungen  und  Bannern  auftreten.

Außerdem  wäre  es  falsch,  eine  politische  Zuspitzung  innerhalb  des



bürgerlichen  Lagers  links  liegenzulassen.  Die  Auseinandersetzung
unterstreicht, dass Putins Bonapartismus entgegen seinem äußeren Anschein
zur Zeit ein politisch geschwächtes und instabiles Regime darstellt, das von
Klassenkämpfen  erschüttert  werden  kann.  Die  politische  Schwäche  der
Arbeiter_Innenbewegung und die bonapartistische Herrschaftsform sind zwei
Faktoren, die dazu beitragen, dass ein bürgerlicher Populist und Nationalist
zur Ikone werden konnte, wie es auch in den Massenprotesten 2011/2012 der
Fall war. Die Lösung der „demokratischen Frage“ liegt aber nicht in den
Händen der  liberalen  Bourgeoisie,  sondern der  Arbeiter_Innenklasse.  Sie
braucht ihr eigenes Programm, das weder auf ein reformiertes Putin-Regime
setzt, wie es die KPRF und die mit ihr verbundenen Gewerkschaften tun,
noch  auf  ein  besseres  Russland  unter  einem  Anti-Putin  hofft.  Die
klassenkämpferische  und  radikale  Linke  muss  vielmehr  versuchen,  die
Lohnabhängigen aus dem Lager der Opposition politisch herauszubrechen,
indem sie  den  Kampf  für  demokratische  Rechte  mit  der  sozialen  Frage
verbindet,  mit  dem  Aufbau  kampfstarker,  vom  Regime  unabhängiger
Gewerkschaften  und  sozialer  Bewegungen  sowie  einer  von  Putin  und
Nawalny  unabhängigen  revolutionären  Arbeiter_Innenpartei.

Ein paar Gedanken zum „Danni“
– ein Bericht
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/12/09/ein-paar-gedanken-zum-danni-ein-
bericht/

Lars Keller

Vorbemerkung: Am 08. Dezember fielen mit dem Barrio „Oben“ die
letzten Baumhäuser im „Danni“. Ende November war ich für einige Tage
dort gewesen, als noch 4 – 5 Barrios der Rodung standhielten. Dieser

https://onesolutionrevolution.de/ein-paar-gedanken-zum-danni-ein-bericht/
https://onesolutionrevolution.de/ein-paar-gedanken-zum-danni-ein-bericht/


Bericht erinnert an diese Zeit.

Woodcracker (Fällgreifer, teils mit Greifersäge) schneiden Bäume, als wären
es  Grashalme,  werfen  sie  gleich  einem  Mikadospiel  zu  Boden.  Die
Kettensägen der Harvester (Holzvollernter) kreischen. Nach 20 Sekunden ist
eine eben noch stattliche Tanne entastet, geschält und zerteilt.  Hunderte
Cops stehen hinter Bauzäunen und NATO-Draht. Sie gewähren den schweren
Forstmaschinen Geleit,  haben selbst mächtige Wasserwerfer,  Räumpanzer
und Teleskopbühnen mitgebracht.  Keine  10 Meter  von fallenden Fichten
entfernt, in 20 Metern Höhe, klammern sich die letzten Baumhäuser und mit
ihnen einige Aktivist_Innen des Barrios „Morgen“ an Buchen und Eichen fest,
die vermutlich älter sind als alle Menschen, die an ihren Wurzeln stehen.

Der Mensch, der in meiner Hörweite die Parents for Future durch den Wald
führt, erklärt: „Laut Gesetz muss bei Baumfällungen die doppelte Baumlänge
als Sicherheitsabstand eingehalten werden.“ Es ist offensichtlich, dass Bullen
und Baumfäller_Innen darauf scheißen. Ein_E Aktivist_In wird über mir ins
Baumhaus geholt Sie hatte sich außerhalb des Fensters über dem Abgrund
festgeklammert, dem SEK den Einsatz schwerer machen wollen. Immerhin:
Hier,  wo die  „Zivilgesellschaft“  sie  beobachtet,  benehmen sich  die  Cops
einigermaßen. Ich denke an die Geschichten von brutal Weggeschleppten,
von getretenen Aktivist_Innen,  von im Baumhaus Zusammengeschlagenen
und  an  voreilig  oder  vorsätzlich  zerschnittene  Seile,  an  denen
Menschenleben  hingen.

Inhalt im Wald

Vom „Morgen“ aus laufe ich tiefer in den Dannenröder Wald, kraxle durch
eine  in  junge  Buchen  geschlagene  Lichtung,  bin  bald  in  „Oben“
angekommen. Hier hatte vor 15 Monaten die Besetzung begonnen, hier wird
sie enden. Auf der Suche nach den Inhalten einer heterogenen, anarchistisch
dominierten Bewegung stolpere ich durch die Barrios, lese die aufgehängten
Transparente.  „Carpitalismus“  lese  ich  irgendwo,  mit  Anarchie-A  –  eine
Anspielung auf die Macht der kapitalistischen Autoindustrie. Ansonsten finde
ich vieles gegen Cops, Kapitalismus, Autobahn und Nazis; Flüche gegen die
Grünen,  ihren  hessischen  Minister  für  Wirtschaft,  Energie,  Verkehr  und



Wohnen,  Al-Wazir,  und  Bundesverkehrsminister  Scheuer  gibt‘s  auch.
Feminismus,  das  Leben  einer  Utopie,  die  Schönheit  des  Waldes  werden
gepriesen.

In  „Unterwex“  entdecke  ich  die  auf  Stoff  gebannte  Solidarität  mit  der
kurdischen  Bewegung.  Sehr  selten  ist  die  konkretisierte  Form  einer
Verkehrswende  auf  den  Stofffetzen  in  den  Bäumen  zu  lesen,  lediglich
zweimal so was wie „Nahverkehr zum Nulltarif.“ Die Ideen von Enteignung
der Verkehrsindustrie, Arbeiter_Innenkontrolle oder demokratisch geplantem
Verkehr existieren allenfalls als schwacher, kaum sichtbarer Schimmer in
dieser kleiner werdenden Parallelwelt,  die sich befreit gibt und an deren
Unfreiheit  sie  der  behelmte,  knüppelnde  bürgerliche  Staat  doch  täglich
erinnert.

Dann habe ich den Wald durchquert. 300 m waren es vielleicht noch,
die die beiden sich aufeinander zu bewegenden Schneisen voneinander
trennen. Ein paar Cops stehen wie verloren in der überwältigend breiten
Rodungsstrecke. Hier wird heute nicht geräumt. Ich denke an die gestrige
Kundgebung, vor allem zwei sinngemäße Aussagen des Redners der
Deutschen Umwelthilfe wechseln sich mit meinen Gedanken ab:

„Autobahnen sind nicht mehr zeitgemäß“. Waren sie es denn mal?
Oder gibt es sie viel eher, weil der Individual- und Schwerlastverkehr
dem deutschen Kapital mehr Profite brachte und bringt, als es ein
öffentlich organisierter Verkehr je könnte?

Ich denke über diesen Begriff nach: „Zeitgemäß“. Von Fridays for Future bis
hierher – das Wort ist populär, obwohl es doch so inhaltsleer ist.

Autobahnen sind  gesamtgesellschaftlich  irrational.  Es  bräuchte  sie  nicht,
gäbe es den gut ausgebauten, flächendeckenden Schienenverkehr, gäbe es
die nach Bedürfnissen ausgerichtete Produktionsweise und nicht jene nach
Profiten zwanghaft lechzende.

Zu sagen, Autobahnen seien „nicht mehr zeitgemäß“, suggeriert doch, dass
sie irgendwann mal rational und richtig waren. Damals wie heute machen sie
aber nur für den fortwährend beschleunigenden Kapitalismus Sinn,  nicht



aber für die Menschheit als Ganze.

„Die Grünen an der Landesregierung haben uns enttäuscht!“ Tjoa.
Enttäuscht ist ja nur, wer anderes erwartet hatte.

Durch meine Fantasie läuft der Paradezug der grünen Partei auf einer frisch
asphaltierten  Autobahn,  angeführt  von  Habeck  und  Al-Wazir  in  einem
übergewichtigen  E-Auto,  angetrieben  von  Illusionen  und  falschen
Hoffnungen tausender Wähler_Innen auf eine konsequente Klimapolitik. Der
folgende  Aufzug  präsentiert  protzig  Bilder:  Kosovo,  Afghanistan,  Agenda
2010,  Stuttgart  21,  Hambi  holzen.  Am Schluss  des  Zuges  folgt  eine  nie
endende Schlange Ruß kotzender Lkws, mit dem Holz des Danni beladen.
Reste von Baumhäusern hängen an den Stämmen.

Die  Grünen  sind  eine  bürgerliche  Partei.  Schon  längst  haben  sie  die
Bewegung hinter  sich gelassen,  auf  deren Rücken sie  emporstiegen.  Sie
machen Politik von und fürs Bürger_Innentum. Nicht für den Danni. Nicht
für‘s Klima. Nein. Sie hoffen auf eine Koalition mit der CDU im Bundestag.
Sie machen Politik zuallererst für die bürgerliche Klasse, heißt für deren
Eigentum,  heißt  für  deren  geheiligte  Autoindustrie  und  streichen  sie
blassgrün an. All dies heißt: Die A49 wird gebaut (und im Gekreisch der
Kettensägen hört man leis‘: „Aber wir, die Grünen, haben das nie gewollt …
wir können bloß nicht anders.“

Zurück im Wald.  Eine Rodungskante wie  ein  Abgrund.  Mittlerweile  liegt
Schnee.  Es  ist  der  nächste  Tag.  Auf  Plattformen,  Konstruktionen  und
Baumhäusern harren Aktivist_Innen der Kälte. Die Gesichter sind bemalt,
Hände  zerschnitten,  mit  Sekundenkleber  und  Glitzerkonfetti  unkenntlich
gemacht. Für manche hat es auch was von Abenteuer: Das SEK holt dich vom
Baum.  Benimmst  du  dich,  benimmt  es  sich  hoffentlich  auch.  Die
Bereitschaftscops  bringen  dich  aus  dem  Wald,  durchsuchen  dich.
Platzverweis, Verstoß gegen das Waldschutzgesetz (welch Ironie). Identität?
Verweigert.  Sind  genug  Aktivist_Innen  beisammen,  fährt  ein  Bus  in  die
Gefangenensammelstelle  (Gesa).  Frankfurt.  Kassel.  Oder  woandershin.
Kripos  durchsuchen  dich,  versuchen,  irgendwas  zu  deiner  Identität
rauszukriegen. Fotos. Missglückte Fingerabdrücke … das Glitzerzeug dürfen



sie nicht abschrubben. Nach wenigen Stunden: Freilassung. Dann zurück in
den Wald. Aber nicht vergessen: Die Ordnungsmacht kann auch anders.

Für die einen hat es was von einem Spiel, für andere bedeutet die Räumung
den  Verlust  von  ein  bisschen  Zuhause.  Die  Besetzung  ist  vieles:  Eine
scheinbar  gelebte  anarchistische  Utopie,  die  völlig  abhängig  ist  von  der
kapitalistischen  Außenwelt  und  der  –  im  Verhältnis  zur  Masse  der
Lohnabhängigen  –  auch  relativ  privilegierten  Stellung  eines  Teils  der
Aktivist_Innen. Enthusiastisch sprechen sie, da ist der Danni noch nicht mal
gefallen, von Besetzungen in anderen bedrohten Wäldern.

Auch ist das Ganze ein kreativer Protest, der mit bewundernswertem
Durchhaltevermögen und Geschick versucht, die Übermacht des Staates zu
stoppen. Und klar, über allem schwebt der gegen die bestehende
Verkehrspolitik. Aber welche konkrete bräuchte es stattdessen? Und wer
soll sie liefern? Diese Antwort scheint großteils anderen überlassen.
Ich komme noch darauf zurück.

Und jetzt?

Ich konnte nur ein paar Tage im Wald bleiben. Viele andere waren eine
gefühlte Ewigkeit auf den Bäumen oder im Camp am Dorfrand Dannenrods.
Seit 40 Jahren kämpft ein Teil der Menschen hier gegen die A49. Ohne
deren aufrichtige Unterstützung wäre die Protestform der dauerhaften
Besetzung unmöglich – vor beiden Lagern habe ich allein schon fürs
Durchhalten großen Respekt. Ihre drohende Niederlage tut mir leid.

Verkürzt wäre es zudem, die Bewegung auf die Bürger_Inneninitiativen und
die  Besetzung  zu  reduzieren.  Kinderdemos,  Fridays  for  Future,  Ende
Gelände, Demos in Berlin, Frankfurt und anderswo sowie Soli-Baumhäuser
und (wenig sinnhafte) individualistische Autobahnblockaden in der ganzen
Republik rahmen die Proteste gegen Autobahnbau und Verkehrspolitik ein.

Trotzdem fielen tausende Bäume für eine Autobahn. Ist denn ein Sieg
unmöglich? Ich glaube nicht. Vielmehr fehlt der Bewegung Entscheidendes,
etwas, das nicht durch Kreativität und Durchhalten ersetzt werden kann.
Es braucht eine konkrete Perspektive, anstatt auf Instagram zu jammern,



dass der Wald so schön sei und nun kaputt gemacht wird.

Was heißt das?

Einerseits die Bewegung lokal vertiefend zu verankern, nicht nur in Form von
Bürger_Inneninitiativen,  sondern  auch  in  Betrieben  wie  Ferrero
Stadtallendorf oder MHI-Steine Nieder-Ofleiden (Stadtteil von Homberg im
mittelhessischen Vogelsbergkreis), wo der Schotter für die A49 herkommt.
Die hier Arbeitenden könnten bspw. für „Gleise statt Autobahn“ gewonnen
werden, ebenso wie jene von STRABAG. Ein politischer Streik mit Besetzung
der  Baustelle  durch  diese  Belegschaften  wäre  vielfach  effektiver  als
Sitzblockaden  vor  den  Werkstoren.

Andererseits  muss  die  bundesweite  Umweltbewegung  ebenso  auf  die
Arbeiter_Innenklasse  zugehen.  Tausende  Jobstreichungen,  Gehaltsverluste
und Abwälzen der Krisenkosten auf die Beschäftigten stehen hier an. Warum
das  nicht  nutzen  und  aus  der  Umweltbewegung  den  Startpunkt  einer
Antikrisenbewegung machen?

Warum nicht sagen: „Die Reichen, die Konzerne und Industrien sollen für die
Krise  zahlen!“?  Keine  Entlassung  wegen  Wirtschaftskrise  oder
Verkehrswende!  Stattdessen:  Massive  Besteuerung  der  Gewinne  von
klimaschädlichen Produktionen, kostenloser Nah- und Berufsverkehr für alle,
Umstellung der Produktion auf medizinische Ausrüstung und klimaneutrale
Verkehrskonzepte, demokratisch kontrolliert durch die Arbeiter_Innenklasse
selbst!  Für  politische  Massenstreiks  bis  hin  zum Generalstreik,  um dies
durchzusetzen!

Natürlich wäre die Entwicklung einer solchen Perspektive etwas in der
Bewegung heiß Diskutiertes. Gut so! Nicht zu diskutieren, heißt, die
Verkehrspolitik in den Händen von Regierung und Staat zu belassen.

Mich des Erlebten im Danni erinnernd, blicke ich auf dem Heimweg aus dem
Fenster  der  Regionalbahn.  Anstatt  an  die  Utopie  einer  in  Bäume
gezimmerten Parallelwelt zu glauben, tagträume ich von flächendeckendem
kostenlosem  Nahverkehr  und  gut  ausgebauten  Schienennetzen:
Stadtallendorfer Pralinen werden wesentlich mit Güterzügen transportiert,



Verkehrswege und Wohnraum werden reorganisiert, entflochten.

Die  Verkehrsindustrie  und  Transportunternehmen  sind  enteignet,
Arbeiter_Innen haben die Kontrolle übernommen, setzen eine demokratisch
von ihnen selbst geplante ökologisch sinnvolle Notumstellung der Produktion
um.  Die  Arbeitszeit  ist  bei  vollem  Lohn  auf  30  Stunden  in  der  Woche
reduziert,  die  gesellschaftlich  notwendige  Arbeit  wird  auf  alle  verteilt.
Scheuer, Al-Wazir und die Bosse von DEGES, VW und Co. wurden aus ihren
Ämtern gejagt. Ihr Staat existiert nicht mehr. Nun forsten sie die Schneise
eines Waldes auf eigene Kosten und mit eigener Arbeitskraft wieder auf.
Minibagger  und  Gießkanne  statt  Dienstwagen  und  Krawatte  heißt  das
Programm …

Eine  Zugbegleiterin  weckt  mich,  fragt  nach  meinem Ticket.  10  Minuten
später  habe  ich  ein  Schwarzfahrerticket,  60  Euro,  mein  Fahrschein  sei
ungültig. Ein Anruf beim Kundendienst des Verkehrsverbundes beweist mir,
dass dessen Angestellte selbst keine Ahnung von den Tarifbestimmungen
haben.  Sauer  lege  ich  auf.  Höchste  Eisenbahn,  diese  antikapitalistische
Verkehrswende!

Solidarität  mit  dem
Generalstreik  der  indischen
Gewerkschaften!
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  a m  2 6 .  N o v e m b e r  2 0 2 0  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/11/26/solidaritaet-mit-dem-generalstreik-
der-indischen-gewerkschaften/

Martin Suchanek
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Seit dem Morgen des 26. November erfasst ein weiterer Generalstreik
Indien. Die Gewerkschaften rechnen mit bis zu 250 Millionen
TeilnehmerInnen. Begleitet wird die Arbeitsniederlegung außerdem von
Massenaktionen von Bauern/Bäuerinnen und LandarbeiterInnen gegen neue
drakonische Gesetze, die Farm Laws, die die Arbeit auf dem Land
(de)regulieren sollen.

Zur Vorbereitung und Durchführung des Generalstreik haben sich
zahlreiche landesweite Verbände und regionale Organisationen in der 
Joint Platform of Central Trade Unions (CTUs; Vereinigte Plattform der
Gewerkschaftszentralen) zusammengeschlossen.

Diese besteht aus folgenden Verbänden Indian National Trade Union
Congress (INTUC), All India Trade Union Congress (AITUC), Hind Mazdoor
Sabha (HMS), Centre of Indian Trade Unions (CITU), All India United
Trade Union Centre (AIUTUC), Trade Union Coordination Centre (TUCC),
Self-Employed Women’s Association (SEWA), All India Central Council of
Trade Unions (AICCTU), Labour Progressive Federation (LPF) und United
Trade Union Congress (UTUC). Politisch repräsentieren sie das volle
Spektrum von der bürgerlich-nationalistischen Kongresspartei
nahestehenden Verbänden über die den kommunistischen Parteien
verbundenen bis hin zu unabhängigen, teilweise radikaleren
klassenkämpferischen Organisationen. Wenig überraschend fehlt mit
Bharatiya Mazdoor Sangh (BMS), der „gewerkschaftliche“ Arm der
regierenden, hinduchauvinistischen Bharatiya Janata Party (Indische
Volkspartei; BJP), die sich faktisch wieder einmal als gelber Verband
von StreikbrecherInnen betätigt.

Historischer Angriff

Der Generalstreik am 26. November richtete sich – wie schon jene der
letzten Jahre, die mehr als 100 Millionen Lohnabhängige mobilisieren
konnten – gegen einen fundamentalen Angriff durch die
KapitalistInnenklasse und die Modi-Regierung. Die Regierung brachte seit
2019 vier neue Arbeitsgesetze in die Look Sabha (Parlament) ein, die 44
bisher gültige ersetzen sollen. Im Grunde sollen damit die Überreste



der Beziehungen zwischen Kapital und Lohnarbeit, wie sie nach der
Unabhängigkeit Indiens etabliert wurden, endgültig beiseitegeschoben
werden. Dieser Prozess begann zwar mit der neoliberalen Wende der
Kongress-Partei und der Öffnung der indischen Wirtschaft nach 1980,
beschleunigte sich jedoch seit dem Ausbruch der globalen Krise 2007 und
der Regierungsübernahme der hindu-chauvinistischen Bharatiya Janata
Party (BJP) 2014. Das ist auch der Grund, warum sich entscheidende
Fraktionen des Großkapitals vom Kongress, der traditionellen Partei der
indischen Bourgeoisie, abwandten und, ähnlich den imperialistischen
Großunternehmen, in der BJP die verlässliche Sachwalterin ihrer
Interessen sehen.

Die Ideologie des Hindutva, nach der Indien ausschließlich den Hindus
gehöre und in der religiöse Minderheiten wie Muslime, Indigene, die
„unteren“ Kasten, Frauen und sexuelle Minderheiten BürgerInnen zweiter
Klasse sein sollen, bildet den Kitt, um große Teile der Mittelschichten,
des KleinbürgerInnentums und rückständige ArbeiterInnen vor den Karren
des Kapitals zu spannen. Die „größte Demokratie der Welt“ bildet die
Fassade für die zunehmend autoritäre, bonapartistische Herrschaftsform
des Regimes Modi, das sich dabei auf extrem reaktionäre und auf
faschistische Massenorganisationen stützen kann. In den letzten Jahren
forcierte sie die Angriffe auf demokratische Rechte und ging brutal
gegen  Proteste vor, die sich gegen die nationalistische „Reform“ der
Melde- und Staatsbürgerschaft richteten. Vielerorts, wie in Delhi
provozierten Parteiführer der BJP Pogrome gegen Muslime und
Protestierende. Indien annektierte Kaschmir und beendete dessen formal
autonomen Status endgültig. Die „Reform“ der Arbeitsgesetze stellt ein,
wenn nicht das klassenpolitische Kernstück der Politik der
Modi-Regierung dar. Hier nur einige zentrale Aspekte:

Das neue Arbeitsgesetz erlaubt die fristlose Entlassung ohne
weitere Angabe von Gründen und ohne Zustimmung der Behörden
von bis zu
300 Beschäftigten. Bisher war diese Zahl auf 100 ArbeiterInnen
festgelegt.  Dies  schafft  wichtige  Beschränkungen  der



Unternehmenswillkür
in Klein- und Mittelbetrieben ab, die in den letzten Jahren ebenfalls
zunahm.
Das Fabrikgesetz von 1948 galt bislang für alle Betriebe mit
mehr  als  10  Beschäftigten,  sofern  sie  mit  Elektrizität  versorgt
wurden,
und für alle mit mehr als 20, die diese nicht haben. Jetzt werden
diese
Zahlen verdoppelt, auf 20 bzw. 40 Beschäftigte.
Diese Methode durchzieht zahlreiche andere Bestimmungen der
neuen Arbeitsgesetze. Die Mindestzahl an regulär Beschäftigten, ab
denen
sie  überhaupt  erst  gelten,  wurde  deutlich  erhöht,  oft  auf  das
Doppelte
oder Dreifache der ursprünglichen Zahl. Dies betrifft insbesondere
Mindeststandards für Arbeitssicherheit.
Erhöht wurde außerdem die Quote für LeiharbeiterInnen unter den
Beschäftigten.

All diese Maßnahmen zielen auf die Ausweitung der
UnternehmerInnenfreiheit. Die weitgehende Entrechtung, die schon heute
die Lage eines großen Teils der indischen ArbeiterInnenklasse prägt, der
in verschiedene Formen der Kontraktarbeit (wie  Tagelöhnerei,
Leiharbeit, prekäre Beschäftigung, …) gezwungen wird, soll weiter
ausgedehnt werden. Auch bisher „regulär“ Beschäftigte sollen von ihr
erfasst werden.

Zugleich werfen diese Maßnahmen auch ein bezeichnendes Licht auf das
Geschäftsmodell des indischen Kapitalismus. Die vom Weltmarkt und den
internationalen Finanzmärkten abhängige halbkoloniale Ökonomie kann die
Profitabilität der wachsenden kleineren Kapitale nur sichern, wenn diese
weiter die Arbeitskräfte extrem ausbeuten, also unter ihren
Reproduktionskosten kaufen und verwerten können. Ansonsten sind sie
nicht in der Lage, sich auf dem Markt zu halten, die Vorgaben von
Konkurrenzbedingungen, die das multinationale Großkapital aus den
imperialistischen Ländern diktiert, zu erfüllen. Zugleich begünstigt



diese Form der Überausbeutung auch die indischen Großkonzerne, die
ihrerseits um größere Anteile am Weltmarkt ringen.

Diese Ausweitung selbst erschwert schon die Möglichkeiten der
gewerkschaftlichen Organisierung massiv, die durch neue legale
Einschränkungen zusätzlich eingeschränkt werden sollen.

Ergänzt werden die Angriffe auf die Arbeitsgesetze auch durch
drastische Verschlechterungen für die Landbevölkerung, also für die
ärmsten Schichten der Bauern und Bäuerinnen sowie für LandarbeiterInnen.
Das ist auch der Grund, warum das All India Kisan Sangharsh
Coordination Committee (AIKSCC) den Generalstreik unterstützt und mit
Aktionstagen am 26. und 27. November verbindet.

Über die Forderung nach Abschaffung der gesamten reaktionären
Reformen des Arbeitsgesetzes hinaus verlangen die Gewerkschaften
außerdem eine monatliche staatliche Unterstützung von 7.500 Rupien (rund
85 Euro) für alle Familien, die keine Einkommenssteuer zahlen müssen,
sowie 10 Kilogramm kostenloser Lebensmittel für alle Bedürftigen. Diese
und ähnliche Forderungen verdeutlichen, dass die Corona-Pandemie und die
kapitalistische Krise Millionen ArbeiterInnen und  Bauern/Bäuerinnen in
Not und Elend stürzen, sie gegen Armut, Hunger und Tod ankämpfen
müssen.

Internationale Solidarität und Perspektive

Der Generalstreik der indischen Gewerkschaften erfordert unsere Solidarität
– und zwar weltweit.

Zugleich macht er aber – gerade vor dem Hintergrund etlicher
Massenstreiks der letzten Jahre – deutlich, dass die
ArbeiterInnenbewegung und alle Bewegungen von Unterdrückten gegen das
Hindutva-Regime eine Strategie brauchen, die über beeindruckende, aber
auch nur auf einen Tag beschränkte Aktionen hinausgeht. Die Regierung
Modi wird sich davon nicht stoppen lassen. Das haben die letzten Jahre
gezeigt. Wie die letzten Monate verdeutlicht haben, wird sie auch die
Pandemie und die Krise zu nutzen versuchen, weitere Angriffe



durchzuziehen.

Es geht daher darum, dem permanenten Angriff einen permanenten
Widerstandskampf entgegenzusetzen – auf den eintägigen Generalstreik
einen unbefristeten gegen die Arbeitsgesetze und für ein
Mindesteinkommen und Mindestlohn für alle in Stadt und Land
vorzubereiten und durchzuführen.

Die Koordinierung der Gewerkschaften und BäuerInnenorganisationen
muss sich einer solchen Aufgabe stellen und zur Bildung von
Aktionskomitees in den Betrieben, den Stadtteilen, in den Gemeinden und
auf dem Land aufrufen, also Kampforgane bilden, die alle Schichten der
Lohnabhängigen und der Klein- und MittelbäuerInnen einschließen,
unabhängig von Religion, Nationalität, Kaste, Geschlecht oder sexueller
Orientierung.

Angesichts der staatlichen Repression und der reaktionären
hinduchauvinistischen Verbände müsste ein solcher Streik auch
Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen.

Ein politischer Generalstreik, der das Land dauerhaft lahmlegt, würde
unwillkürlich die Machtfrage aufwerfen – und somit auch die Möglichkeit
und die Notwendigkeit, vom Abwehrkampf zur Offensive überzugehen. Diese
erfordert freilich mehr als nur gewerkschaftlichen Widerstand. Sie
erfordert die Verbindung dieses Kampfes mit dem gegen alle Formen der
Unterdrückung, die Verbindung des Kampfes gegen die BJP-Regierung mit
dem gegen den Kapitalismus, den Aufbau einer revolutionären politischen
Partei der ArbeiterInnenklasse, die sich auf ein Programm von
Übergangsforderungen stützt und die für eine ArbeiterInnen- und
BäuerInnenregierung kämpft, die eine Räteherrschaft errichtet, das
Großkapital enteignet und eine demokratische Planwirtschaft einführt.

Zur Zeit existiert keine politische Kraft in Indien, die ein solches
Programm vertritt. Die verschiedenen kommunistischen Parteien haben sich
vom revolutionären Sturz des Kapitalismus faktisch schon lange
verabschiedet, die radikale Linke ist zersplittert und oft



desorientiert. Die politische Krise zu überwinden, erfordert daher nicht
nur die Unterstützung der Mobilisierungen der ArbeiterInnenklasse und
sozialen Bewegungen. Alle, die nach einer sozialistischen und
internationalistischen Antwort suchen, stehen auch vor der Aufgabe, in
Diskussion um die programmatischen Grundlagen einer revolutionären
Partei zu treten und deren Aufbau in Angriff zu nehmen.

Die Lage von Trans- und Inter-
Personen
Nina  Awarie,  REVOLUTION  Deutschland,  Fight,  Revolutionäre
Frauenzeitung  Nr.  8,  März  2020

In den vergangenen
Jahrzehnten wurden weltweit viele juristische und gesellschaftliche
Zugeständnisse seitens der Herrschenden gemacht oder seitens der
LGBTIA-Bewegung erkämpft. In Deutschland haben seit 2017 beispielsweise
gleichgeschlechtliche Paare die Möglichkeit,  eine zivile Ehe zu schließen.
Auch
in 22 weiteren Staaten wie den USA, Irland oder Südafrika können
gleichgeschlechtliche Paare heiraten, also die gleichen bürgerlichen Rechte
wie
Heteropaare  wahrnehmen.  Allerdings  heißt  die  gestiegene  formelle
Akzeptanz
nicht, dass es in diesen Ländern keine Diskriminierung von Homosexualität
im
Alltag gibt. Auch darf man nicht außer Acht lassen, dass in mehr als 70
Staaten,  also  im  Großteil  der  Welt,  auf  homosexuelle  Handlungen  eine
Gefängnis-
oder  sogar  die  Todesstrafe  steht.  Daneben  kommt  in  der  öffentlichen
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Wahrnehmung
die rechtliche und soziale Lage von Inter- und Trans-Menschen zu kurz.

Situation
von Transgendern …
Der Begriff Transgender
wurde vor allem von John F. Oliven von der Columbia University in seiner
Arbeit
„Sexual Hygiene and Pathology“ aus dem Jahre 1965 geprägt.  Dieser ist
weiter
gefasst als der der Transsexualität und gleichzeitig auch zutreffender, denn
bei Gender (sozialem/psychologischem Geschlecht) handelt es sich natürlich
um die
Geschlechterrolle und nicht um das biologische
Geschlecht. Der Begriff Transgender schließt aber auch all diejenigen
mit ein, die sich non-binär nennen, sich also weder eindeutig männlich noch
eindeutig weiblich identifizieren. Studien zufolge sind bis zu 0,26 % der
Menschen trans, wobei die Dunkelziffer wesentlich größer sein dürfte. Dies
hat
vor allem mit einer gesellschaftlichen Tabuisierung des Themas, aber auch
teilweise mit staatlichen Repressionen zu tun. Außerdem ist auch die
erschreckend hohe Suizidrate unter Trans-Personen auffällig. Demnach hat
in
Großbritannien  Umfragen  zufolge  fast  die  Hälfte  aller  jugendlichen
Transgender
einen  oder  mehrere  Selbstmordversuche  hinter  sich  und  laut  einer
kanadischen
Untersuchung haben im Bundesstaat Ontario bereits 78 % alles
Trans-Personen einen oder mehrere Versuche unternommen, sich das Leben
zu
nehmen.

Wenn man nun die
rechtliche Situation von Trans-Personen allein in  Deutschland betrachtet,



stößt
man  zunächst  auf  einen  riesigen,  kaum  zu  durchblickenden
Paragraphendschungel.
Das liegt einerseits an dem großen bürokratischen Aufwand im Falle einer
Geschlechtsangleichung, andererseits an den vielen juristischen Schwächen
des
Transexuellengesetzes (TSG). Das TSG trat 1980 in Kraft, wurde aber im
Laufe
der Jahre häufig geändert, da viele Inhalte auf Beschwerden von Betroffenen
hin
vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt wurden.
Beispielsweise durften Personen unter 25 Jahren im ersten Entwurf des TSG
weder
e i n e  V o r n a m e n s ä n d e r u n g  ( „ k l e i n e  L ö s u n g “ )  n o c h  e i n e
Personenstandsänderung
(„große Lösung“) durchführen. Auch ging das TSG ursprünglich davon aus,
dass
alle Trans-Personen heterosexuell seien. Folglich konnte die „kleine Lösung“,
also die Vornamensänderung, vom Gesetzgeber wieder rückgängig gemacht
werden,
wenn  die  Person  eine  andere  des  gleichen  Geschlechts  heiratete  oder
innerhalb
von  300  Tagen  nach  der  Namensänderung  ein  Kind  bekam.  Eine  der
heftigsten
Forderungen  des  TSG  an  die  betroffenen  Personen  war  aber  der
erforderliche
Nachweis  einer  Sterilisation,  um  den  Personenstand  ändern  lassen  zu
können.
Noch bis 2011 wurde das TSG auf diese Weise umgesetzt und bis heute kann
der
Personenstand  nicht  rückwirkend,  also  auch  auf  der  Geburtsurkunde,
geändert
werden.  Neben  dem  Paragraphendschungel  stellt  die  Kostenübernahme
durch  die
Krankenkassen  ein  Problem  dar.  Diese  sind  zwar  gesetzlich  zur



Kostenübernahme
verpflichtet. Welche Eingriffe und Behandlungen die Kassen aber tatsächlich
übernehmen,
variiert stark. Generell ist die Bürokratisierung des Verfahrens – allein für
eine Vornamensänderung – eine unzumutbare Belastung. Die Person muss
demnach
mindestens  drei  Jahre  in  der  Geschlechterrolle  „leben“,  der  sie  sich
„zugehörig“
fühlt,  und  sich  diese  „Zugehörigkeit“  von  zwei  unabhängigen
Gutachter_Innen  vor
dem Amtsgericht bestätigen lassen. Für Jugendliche, die ihr Geschlecht
angleichen wollen, gibt es daneben noch eine andere Hürde: die eigenen
Eltern.
Denn für die Einnahme von Hormonen oder Operationen braucht man deren
Erlaubnis
und ist somit ihrer Willkür ausgesetzt. Das Selbstbestimmungsrecht über den
eigenen Körper wird also in allen Fällen massiv beschnitten.

… und
Inter-Personen
Intersexuell sind
Menschen,  die  weder  dem  biologisch  männlichen  noch  dem  weiblichen
Geschlecht
eindeutig zugeordnet werden können. Das kann genetische, anatomische und
hormonelle Ursachen haben. Schätzungsweise kommt jedes tausendste Kind
intersexuell auf die Welt.

Etliche dieser
Menschen wurden vom 20. Jahrhundert bis zum heutigen Tag zwangsweise
hormonell
behandelt, genital verstümmelt, sterilisiert und für eine binäre
Geschlechterordnung „passend“ gemacht – das alles in einem Alter, in dem
es
unmöglich zu wissen ist, wie sich die Person selber sieht bzw. sich entwickeln



würde.

Diese brutale
Praxis  geht  auf  die  These des Psychologen John Money aus den 1950er
Jahren
zurück. In seiner „Optimal Gender Policy“ behauptete er, dass man Kinder zu
Männern oder Frauen „erziehen“ könnte, wenn man nur die körperlichen
Besonderheiten vor dem zweiten Lebensjahr einem der beiden Geschlechter
angleiche. Auch wenn Forschungen belegen, dass die Geschlechtsidentität
von den
körperlichen Merkmalen losgelöst sein kann und viele der zwangsoperierten,
intersexuellen  Menschen  lebenslang  unter  Depressionen,  körperlichen
Schmerzen
und Traumata zu leiden haben, hält sich diese These in der Medizin teilweise
noch heute. So heißt es in einem laut Amnesty International erst 2013 neu
aufgelegten Fachbuch für Kinderärzt_innen: „Die operative Korrektur soll so
früh durchgeführt werden, dass die Mädchen sich später ihrer Intersexualität
nicht erinnern, also im Säuglingsalter, spätestens im zweiten bis dritten
Lebensjahr.“

In Deutschland gab
es rechtlich gesehen 2013 eine Reform des Personenstandsgesetzes. Diese
beinhaltete,  dass,  wenn  das  Kind  weder  dem  weiblichen  noch  dem
männlichen
Geschlecht zugeordnet werden kann, es ohne eine solche Angabe in das
Geburtenregister eingetragen werden darf. Während liberale Teile des
Bundestages dies als großer Erfolg feierten und Volker Beck gar von einer
„kleinen Revolution“ sprach, gab es schon damals seitens der
Betroffenenverbände Kritik an dieser Reform. Erst ab dem 10. Oktober 2017
war
die Eintragung als „inter“ oder „divers“ im Geburtenregister möglich, was
ein
Fortschritt ist, aber weiterhin an rein körperlichen Merkmalen festgemacht
wird
und  damit  nicht-binäre  Trans-Personen  ausschließt.  Ein  ausdrückliches



Verbot
von  medizinisch  nicht  notwendigen,  kosmetischen  Genitaloperationen  an
Kindern
gibt es bis heute nicht.

Was hat das
Ganze  denn  jetzt  mit  der  bürgerlichen
Gesellschaft  zu  tun?
Ob nun durch
konservative Politiker_Innen, religiöse Institutionen, Medien oder Werbung:
Die
Gesellschaft  reproduziert  tagtäglich  ein  reaktionäres  Familienbild.  In  der
bürgerlichen
Familie sind die Rollen klar verteilt: Der Mann ernährt als Hauptverdiener
die
Familie, während die Frau bestenfalls noch etwas dazuverdienen darf, sich
aber
hauptsächlich um den Haushalt und die Kindererziehung kümmert.

Dies geschieht
nicht rein zufällig, sondern ist einfach eine Ideologie und Praxis, die für den
Kapitalismus besonders profitabel ist. So werden durch das Idealbild der
Familie die Erbschaftverhältnisse der Herrschenden geregelt, während die
ganze
Reproduktionsarbeit der Arbeiter_Innenklasse unentgeltlich im Privaten
stattfindet. Menschen, die nun nicht in dieses cis- und heteronormative
Gesellschaftsbild hineinpassen, sind der bürgerlichen Gesellschaft natürlich
ein  Dorn  im  Auge,  denn  mit  ihrer  bloßen  Existenz  stellen  sie  eine
Gesellschaftsordnung
in Frage, in der es „natürlich“ scheint, dass Männer arbeiten, Frauen
Hausarbeit  verrichten,  und es  normal  ist,  dass  nur  heterosexuelle  Paare
Kinder
bekommen.



Auch wenn schon
einige Errungenschaften erkämpft worden sind und die gesellschaftliche
Akzeptanz  von  Trans-und  Inter-Personen  in  den  letzten  Jahren  leicht
gestiegen
ist, so ist diese Entwicklung mit Vorsicht zu genießen. Zum einen sind noch
längst nicht alle Rechte erstritten worden, zum anderen ist auch ein Rollback
in Bezug auf Geschlechterrollen zu beobachten. Der politische Rechtsruck,
der
international verbreitet ist und in Deutschland seinen Ausdruck im Erstarken
der AfD findet, stellt eine große Gefahr für die Errungenschaften der
LGBTIA-Bewegung  dar.  Da  Trans-  und  Interphobie  unmittelbar  mit  der
Existenz der
bürgerlichen Gesellschaft, also der kapitalistischen Klassengesellschaft
verbunden sind, reicht es nicht aus, sie nur separat bekämpfen zu wollen.
Man
muss diesen reaktionären Ideologien ihre materielle Basis entziehen, also
den
Kampf gegen LGBTIA-Feindlichkeit mit dem Kampf gegen den Kapitalismus
verbinden.

Wir wollen
gemeinsam für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen ungeachtet
ihres biologischen oder gesellschaftlichen Geschlechts gleichberechtigt und
gefahrenfrei leben können. Daher fordern wir:

Intersex  vollständig  legalisieren!  Verbot  medizinisch  nicht
notwendiger, kosmetischer Genitaloperationen an Kindern!
Kostenlose  Beratung  und  operative,  geschlechtsangleichende
Behandlung, wenn dies von der betroffenen Person gewünscht wird!
Für das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper!
Kampf  der  Diskriminierung  in  Beruf  und  Alltag!  Für  breite
Aufklärungskampagnen  und  Selbstverteidigungskomitees  der
Unterdrückten  in  Verbindung  mit  der  Arbeiter_Innenbewegung!
Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung



voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!

LGBTQ  in  Tunesien:  Interview
mit  einem  tunesischen
Aktivisten
Robert Teller, Gruppe ArbeiterInnenmacht Deutschland, Fight, Revolutionäre
Frauenzeitung Nr. 8, März 2020

Alaa Khemiri ist ein tunesischer Rechtsanwalt, der auf die Verteidigung von
LGBTQ-Menschen vor staatlicher Repression spezialisiert ist. Er ist seit der
Revolution von 2011 ein Aktivist in der tunesischen Linken.

Hallo Alaa. Du bist Rechtsanwalt und
verteidigst LGBT-Menschen, die in Tunesien von staatlicher
Repression betroffen
sind. Wie sieht diese Repression aus?
Die LGBT-Community wird vom tunesischen
Staat  mithilfe  des  Strafrechts  verfolgt.  Gemäß  Artikel  230  des
Strafgesetzbuchs
steht auf homosexuellen Geschlechtsverkehr bis zu 3 Jahre Gefängnis und
eine
zusätzliche Geldstrafe. Artikel 226 richtet sich gegen Transgender-Personen,
weil diese die „öffentliche Moral“ verletzen. Darüberhinaus sind die
tunesischen  Gerichte  Homosexuellen  gegenüber  feindlich  eingestellt.  Sie
wenden
nicht  nur  die  genannten  Paragraphen  an,  sie  gehen  sogar  über  die
gesetzlichen
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Straftatbestände hinaus und behandeln die homosexuelle Identität als
Verbrechen, obwohl Artikel 230 nur den Geschlechtsverkehr kriminalisiert
und
nicht bereits die sexuelle Orientierung.

In der Praxis wandern Homosexuelle ins
Gefängnis, ob sie sexuelle Beziehungen hatten oder nicht. Die tunesischen
Gerichte ordnen bei  männlichen Homosexuellen Anal-Untersuchungen an,
um
sexuelle Kontakte nachzuweisen. Andere Gerichte gehen sogar noch weiter.
Manchmal reicht es aus, dass ein Mann „verweiblicht“ erscheint, damit ein
Gericht ihn als Homosexuellen ansieht und entsprechend bestraft.

Lesbische Frauen und bisexuelle Frauen und
Männer haben es etwas leichter. Gerichte können Homosexualität bei Frauen
nur
schwer nachweisen, weil kein medizinischer oder sonstiger „Test“ hierfür
anerkannt  ist.  Auch  bisexuelle  Männer  können  nur  schwer  der
Homosexualität
„überführt“ werden, sofern sie mit einer Frau verheiratet oder verlobt sind.
Die  Heirat  verleiht  ihnen  eine  soziale  Legitimität.  Viele  Homosexuelle
heiraten
aus  diesem  Grund,  um  ihre  wirkliche  Identität  zu  verbergen  und
gesellschaftlicher
Stigmatisierung und Ausgrenzung zu entgehen.

Tunesien scheint nach der Wahl von Kais
Saied von einer Welle des Populismus erfasst  zu sein,  wie
auch viele andere
Länder. Denkst du, dass es für LGBT-Menschen schwieriger
wird?
Die rechtliche Situation für Homosexuelle
hat sich nicht verändert. Aber die Äußerungen von Kais Saied vor der Wahl
waren
homophob und populistisch.  Für  ihn  ist  Homosexualität  pervers  und  ein



Virus,
das der Westen verbreitet hat, um die tunesische Gesellschaft zu zerstören.

Auf welche Weise sind junge LGBT-Menschen
speziell von Unterdrückung betroffen, etwa in der Schule, an
der Uni oder in
ihrer Familie?
Abgesehen von der systematischen
rechtlichen Unterdrückung erfahren Homosexuelle gesellschaftlichen Hass
und
Zurückweisung. Viele Familien werfen ihr Kind aus dem Haus, wenn sie von
seiner
Homosexualität  erfahren  –  um  Einschüchterung  durch  die  erweiterte
Großfamilie
oder  das  soziale  Umfeld  zu  vermeiden.  Auch  in  Schulen  werden
Homosexuelle  Opfer
von Hass und Einschüchterung, und deshalb versuchen sie normalerweise,
ihre
sexuelle Identität zu verheimlichen und dem gesellschaftlichen Mainstream
zu
folgen, um gesellschaftlicher Ausgrenzung und staatlicher Repression zu
entgehen.

Welche Gründe hat die Diskriminierung von
LGBT-Personen, abgesehen von den gesetzlichen Regelungen?
Die Ausgrenzung entspringt der islamischen
Doktrin und den islamischen Institutionen.  Der orthodoxe Islam sieht als
Strafe
für Homosexualität die Todesstrafe vor. Der islamische Diskurs in Tunesien
ist
hasserfüllt, Homosexuelle werden als pervers oder krank betrachtet. Die
islamischen Institutionen sind das größte Hindernis für Gleichberechtigung.

Staat, Religion und Gesellschaft
akzeptieren in Tunesien Homosexualität nicht, sie verbreiten Propaganda,



um deren
sexuelle Identität zu erniedrigen, die sie als Bedrohung für Werte und Moral
der Gesellschaft betrachten. Die tunesische Gesellschaft ist für ihren
Konservatismus  bekannt.  Sogar  viele  Abgeordnete  betrachten
Homosexualität  als
Sünde.

Die Tunesische Revolution hat den
Klassenkampf  in  Tunesien  stark  bestimmt.  Gab  es  seither
Verbesserungen bei den
Rechten von LGBT-Menschen?
Der einzige Fortschritt ist, dass das Thema
nun öffentlich debattiert wird. Vor 2011 war es ein Tabu, man konnte es
nicht
öffentlich ansprechen. Das ist der Verdienst von LGBTQ-Vereinigungen, die
das
Thema in die Öffentlichkeit gebracht haben.

Welche Positionen gibt es in den
traditionellen Organisationen der tunesischen Linken dazu?
Ist sexuelle
Befreiung für sie eine Priorität?
Die traditionelle Linke ist konservativ und
betrachtet  LGBTQ-Rechte  nicht  als  Priorität  ihres  Kampfes.  Selbst  wenn
dieses
Thema  diskutiert  wird,  verteidigen  die  konservativen  Linken  die  LGBT-
Community
nicht. Sie betrachten das als zweitrangig gegenüber der Verteidigung
ökonomischer und sozialer Errungenschaften.

Wie organisieren sich LGBT-Menschen in
Tunesien,  um für ihre Rechte zu kämpfen? Was ist  deiner
Meinung nach notwendig,
um den Kampf voranzubringen?
Nach der Revolution 2011 haben sich viele



Vereinigungen gegründet,  die  das  Ziel  haben,  die  LGBTQ-Community  zu
verteidigen
– und zwar zum ersten Mal in der Geschichte Tunesiens und der arabischen
Welt
überhaupt. Es gibt mehr als 5 verschiedene Organisationen, die sich der
gegenseitigen Hilfe und Verteidigung der LGBTQ-Community verschrieben
haben,
etwa die Organisationen „Shams“, „Damj“ und „We exist“.

Diese Organisationen machen kontinuierlich
öffentliche Kampagnen. Eine von ihnen veranstaltet seit 2015 ein jährliches
Festival für Queer-Kultur. Shams hat einen eigenen Radiosender gestartet,
„Shams Rad“, der die Belange der LGBTQ-Community verteidigt.

Dennoch, die Strategie bei den meisten
dieser  Organisationen  zielt  nicht  darauf  ab,  die  gesellschaftliche
Wahrnehmung
gegenüber LGBTQ-Menschen zu verändern, sondern durch Lobbyarbeit auf
die
liberalen  Kräfte  einzuwirken,  um  die  homophobe  Gesetzgebung  zu
beseitigen.  Sie
finden es zu schwer, die gesellschaftlichen Ansichten über die homosexuelle
Identität in der tunesischen Gesellschaft ändern zu wollen.

Sie versuchen durch Öffentlichkeitsarbeit,
die liberalen Kräfte und die ausländischen Stiftungen in Tunesien zu
sensibilisieren,  um damit  politische  Entscheidungen  zu  beeinflussen.  Ich
denke,
die Community sollte geschlossen auftreten und Druck auf das Parlament
ausüben,
die homophobe Gesetzgebung zu ändern.

Tunesien wird oft als das
fortschrittlichste  nordafrikanische  Land  beschrieben,  was
Frauenrechte



betrifft. Trifft das zu, und widerspricht das der Situation von
LGBT-Personen?
Die tunesische Gesetzgebung in Hinblick auf
die Rechte von Frauen ist tatsächlich die fortschrittlichste in ganz Nordafrika
und dem Nahen Osten, aber das gilt eben nicht für die LGBTQ-Gesetzgebung
– die
ist genauso reaktionär wie überall im arabischen Raum.

Polizei  tötet  Studierende  –
Solidarität  mit  der  indischen
Studierendenbewegung!

Revolution unterstützt die Solidaritätserklärung der
Liga für die Fünfte Internationale vom 17.12.2019

Am  Sonntag,  den  15.  Dezember,  griff  die  Polizei  von  Delhi  brutal
StudentInnen der Jamia Millia Islamia (Nationale Islamische Universität) und
BewohnerInnen von Jamia Nagar an, die gegen das Citizenship (Amendment)
Act (CAA) protestierten.

Der Angriff war kein isolierter Gewaltakt der BJP-Regierung
von Narendra Modi. In vielen Teilen Indiens erhoben sich die Menschen,
insbesondere MuslimInnen, gegen das neue Gesetz, das am 11. Dezember
2019 vom
BJP-dominierten Parlament verabschiedet wurde. Die Änderung des
Staatsbürgerschaftsgesetzes von 1955 berechtigt illegale MigrantInnen, die
Hindus,  Sikhs,  BuddhistInnen,  Jains,  ParsInnen  und  ChristInnen  aus
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Afghanistan,
Bangladesch und Pakistan sind und am oder vor dem 31. Dezember 2014
nach Indien
eingereist sind, zur indischen Staatsbürgerschaft. Aber sie schließt die
muslimische Bevölkerung von der Verordnung aus. Diese Diskriminierung
der
größten Minderheit des Landes ist integraler Bestandteil der
menschenverachtenden  hindu-chauvinistischen  Kampagne  der  Hindutva-
Regierung
gegen MuslimInnen.

Im gleichen Zusammenhang führte die indische Regierung auch
ein neues nationales Melderegister (National Register of Citizens; NRC) ein.
Zunächst galt dies nur für den Bundesstaat Assam, aber am 20. November
erklärte
Innenminister Amit Shah, dass es auf das ganze Land ausgedehnt werden
sollte.
Diese  neue Verordnung würde von den BürgerInnen verlangen,  dass  sie
Unterlagen
vorlegen,  um  ihre  StaatsbürgerInnenschaft  und  damit  ihre
BürgerInnenrechte
nachzuweisen. Dies kann nicht nur gegen so genannte illegale MigrantInnen
eingesetzt werden, sondern auch, um Staatsangehörigkeitsrechte von Nicht-
Hindus
und insbesondere muslimischen Minderheiten zu entziehen, die ihren Status
möglicherweise nicht dokumentieren können. Eine solche Forderung würde
sich auf
viele  der  am  stärksten  ausgebeuteten  Teile  der  ArbeiterInnenklasse
auswirken,
die in extremer Armut auf schlecht bezahlten Arbeitsplätzen überleben, die
einfach keine solchen Unterlagen haben, selbst wenn ihre Familien seit
Jahrhunderten in Indien leben.

Diese rassistischen Verfassungsänderungen und neuen
Meldegesetze  wecken  Wut  und  Massenproteste  von  StudentInnen  und



MuslimInnen  im
ganzen Land.

Massive polizeiliche Repressionen
Die Polizei unterdrückt die Protestbewegung mit äußerster
Brutalität. Videos auf Social Media zeigen, wie die Polizei StudentInnen in
der
Universitätsbibliothek der Jamia Millia Islamia angreift. Die Polizei benutzte
Tränengas, Sprengstoff und sogar scharfe Munition. Medien haben berichtet,
dass
drei Studierende an den Folgen des Angriffs gestorben sind, und etwa 50
andere
haben  Schussverletzungen.  Die  Polizei  hat  auch  auf  die  Aligarh  Muslim
University
geschossen. Diese Universitäten wurden angegriffen, weil dort muslimische
StudentInnen gegen das CAA und NRC protestieren.

Es gibt auch Berichte, dass viele Studierende von der
Polizei in Delhi entführt wurden. Sie tut dies, um die indische Bevölkerung zu
terrorisieren
und zu spalten. Dies ist ein regelrechter Rassismus gegen die muslimischen
StudentInnen und Menschen, aber in der Jamia helfen nicht-muslimische
StudentInnen  ihren  KommilitonInnen  und  wehren  sich  gegen  die
Polizeibrutalität.
Vor allem Frauen haben viel Mut gezeigt.

Tausende haben sich dem Protest vor dem Polizeipräsidium
Delhi  angeschlossen,  nachdem  die  StudentInnen  der  Jawaharlal  Nehru
University
dazu aufgerufen hatten. In vielen anderen Teilen des Landes gingen auch
ihre
KommilitonInnen auf die Straße. Sie fordern, dass die Repressionskräfte für
ihre Brutalität an der Jamia und der Aligarh Muslim University zur
Verantwortung gezogen werden. Alle Inhaftierten sollten unverzüglich und
bedingungslos freigelassen werden.



In Delhi führten die Demonstrationen von Tausenden zur
Freilassung von inhaftierten Studierenden. Im ganzen Land sind Anzeichen
einer
mächtigen StudentInnenbewegung gegen die Modi-Regierung zu erkennen.
Sie
fordern  den  sofortigen  Rückzug der  Polizei  vom Campus  Jamia  und der
Aligarh
Muslim University sowie aus Jamia Nagar.

Wir stehen in voller Solidarität mit den StudentInnen in
Indien  und  allen  anderen,  die  gegen  CAA  und  NRC  protestieren.  Ihr
Widerstand
und  ihr  Mut,  sich  zu  wehren,  stellen  eine  Quelle  der  Inspiration  dar.
Gemeinsam
können wir gegen die Hindutva-Regierung und den Staat kämpfen, der die
Menschen
entlang sektiererisch-religiöser Linien spaltet. Wir fordern die indische
ArbeiterInnenklasse auf,  die Studierenden im Kampf gegen die Hindutva-
Regierung
zu unterstützen. Die internationale ArbeiterInnenklasse und die
StudentInnenbewegungen  müssen  aktiv  werden  und  Solidarität  mit  der
Bewegung
gegen  CAA  und  NRC  aufbauen  sowie  Proteste,  Kundgebungen  und
Demonstrationen
gegen die rassistischen Gesetze, Repressionen und die Ermordung von
DemonstrantInnen organisieren!

Proteste und Gentrifizierung in
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Leipzig-Connewitz
Von Leonie Schmidt, REVOLUTION und ArbeiterInnenmacht

Seit
einigen Jahren boomt Leipzig, viele Menschen ziehen in die sächsische
Stadt. Das schlägt sich natürlich auch auf dem Wohnungsmarkt
nieder. Allerdings nicht nur in den sowieso schon teuren Gegenden,
sondern mittlerweile auch in alternativen Stadtvierteln wie Plagwitz
oder auch im Szeneviertel Connewitz, welches schon seit den 1990ern
für seine linken Freiräume bekannt ist. Während die Häuser hier
vorerst unangetastet blieben, kam es in den letzten Jahren zu
Mieterhöhungen, Renovierungen und Neubauten. Wirklich günstig kann
man mittlerweile hier auch nur noch leben, wenn man einen 15 Jahre
alten Mietvertrag hat.

Aktuell
gibt es gleich mehrere Projekte für Luxusbauten, wie beispielsweise
drei in der Wolfgang-Heinze-Straße, welche die Mietpreise in die
Höhe treiben und Menschen aus dem Kiez verdrängen. Andere sind
ebenfalls schon fertig gestellt wie die Studierendenapartments am
Connewitzer Kreuz, in welcher ein 19 m² kleines Apartment mal eben
525 Euro kosten kann oder die Neubauten neben dem „Werk 2“, für
die die alten Hausbestände abgerissen und die alten Anwohner_Innen
verdrängt wurden. Auch eine Nebenkostenabrechnung wird mal schnell
um 100 Euro in die Höhe getrieben, um Mieter_Innen noch mehr
auszusaugen. Anwohner_Innen wie geringfügig Verdienende,
Arbeiter_Innen, Sozialleistungen Beziehende, Azubis und Studierende,
welche nicht von den Eltern finanziert werden, können sich solche
Wohnungen bereits jetzt kaum leisten. Zwischen 2012 und 2016 stiegen
die Mietpreise um 21 %, 2017 gar um 10 %, 2018 pendelten sie sich
wieder auf „moderate“ 5,5 % ein. Zukünftig werden sie sich wohl
immer weniger ihre Wohnungen leisten können, zumal viele mit
stagnierenden Löhnen und Unterstützungen zurechtkommen müssen, die
schon jetzt nicht zum Leben reichen. Zusätzlicher Stress ist gegeben
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durch den Zwang umzuziehen und etwaige polizeiliche, alles andere als
friedliche Räumungen.

In
Connewitz regt sich hiergegen Protest und so gibt es einige Ansätze
die sich gegen die Verdrängung richten. Zum einen gibt es die
Vernetzung Süd, welche es sich zum Ziel gemacht hat, Mieter_Innen an
einen Tisch zu bringen und durch Kundgebung und Demos eine
Veränderung zu bewirken. Sie fordert durchaus Schritte zur
Vergesellschaftung, die sie taktisch durch den Mieter_Innenverein
bewirken will, welcher sich politisch mehr engagieren soll.

Auf
der anderen Seite gibt es autonome Proteste, welche in den letzten
Monaten Schlagzeilen machten und auch im Fernsehen landeten, da
erstmalig im Leipziger Kontext nicht nur Bagger brannten, sondern
auch eine führende Mitarbeiterin einer für einen Neubau
verantwortlichen Immobilienfirma zusammengeschlagen wurde.

Das
ging für die Behörden zu weit. Die SOKO Linx gegen Linksextremismus
wurde gegründet und ein 100.000 Euro hohes Kopfgeld auf die
Täter_Innen ausgesetzt. Der Staat ruft also eine Hexenjagd aus.
Indem er die öffentliche Entsolidarisierung bezahlt, werden
zeitgleich vermehrte Polizeikontrollen und Streifen im Leipziger
Stadtteil gerechtfertigt. Das eigentliche Probleme, die Verdrängung
tausender Mieter_Innen, die vor allem die ärmeren Schichten der
Arbeiter_Innenklasse trifft, darunter viele Renter_Innen,
Alleinerziehende, Frauen, MigrantI_nnen rückt zugleich in den
Hintergrund. Die Immobilienwirtschaft, Bauunternehmen und die
Wohnungsspektulant_Innen inszenieren sich als Opfer und nutzen die
Chance, nicht nur von ihren Profitinteressen abzulenken, sondern
auch, um alle Mietproteste mal unter eine Art „Generalverdacht“
zu stellen, alles kaputt machen zu wollen.

Diese



Kriminalisierungsversuche aller, die sich gegen die Verdrängung
wehren, lehnen wir ab. Wir fordern die Auflösung der SOKO Linx, der
Bespitzelung der Szene und der Polizeikontrollen. Nicht brennende
Bagger und aus Wut und Empörung erwachsende individuelle, politisch
falsche Aktionen, sondern die Profithaie in der Bau- und
Immobilienwirtschaft stellen das eigentliche Problem dar. Durch die
Ausschreibung eines Kopfgeldes zeigen die Polizeibehörden freilich
einmal mehr, dass ihnen die „Anschläge“ nur als Vorwand für
verschärfte Repression, Bespitzelung und Hetze dienen, dass sie als
Erfüllungsgehilfen auf Seiten des Kapitals stehen.

Auch
wenn wir den Willen, etwas gegen die Verdrängung zu tun, berechtigt
finden, so schaden individuelle „autonome“ Brandlegungen oder
physische Angriffe auf Vertreter_Innen des Kapitals dem Widerstand
gegen die neue Immobilienwirtschaft jedoch mehr, als dass sie ihm
helfen. Sie bieten keine Perspektive und erweisen sich als politisch
kontraproduktiv. Sie stoppen die Vorhaben nicht. Allenfalls verzögern
sie einzelne Baumaßnahmen. So erklärte ein Verantwortlicher einer
Immobilienfirma im MDR-Fernsehen, dass der Bau höchstens um ein paar
Wochen verzögert wäre, wenn Bagger auf einer Baustelle brennen
würden. Und ob Angriffe auf Mitarbeiter_Innen überhaupt irgendeinen
Effekt auf die Bauzeit haben, sei dahingestellt.

Aktionen
wie der physische Angriff auf eine Mitarbeiterin einer
Immobilienfirma dienen eher den Zwecken jener, die sich eine goldene
Nase am Elend der Mieter_Innen verdienen. Sie tragen letztlich einen
reaktionären Charakter. Für einen Großteil der Mieter_Innen führen
solche Aktionen zur Abwendung von einer radikalen Perspektive für
die Wohnungsfrage. Selbst jene, die es für sinnvoll halten, werden
höchstens auf die nächsten geheimen Aktionen dieser anonymen
autonomen Jedi-Ritter_Innen hoffen, als dass sie aktiv werden. Die
individuelle Kleingruppenaktivität lässt also selbst
Sympathisierende als passive Zuschauer_Innen zurück, verkommt im



Grunde zu einer Form von Stellvertreter_Innenpolitik.

Den
Zwecken des Wohnungsbaukapitals kommt das durchaus gelegen. Die Masse
der Mieter_Innen wird verunsichert und von der notwendigen
Organisierung eher abgeschreckt denn ermutigt. Dabei könnte nur eine
Bewegung die Verdrängung stoppen, die sich auf breite Bündnisse,
Mieter_Innenversammlungen und -komitees stützt und um konkrete
politische Forderungen formiert – nicht nur in Connewitz, sondern
in ganz Leipzig, ja bundesweit.

Der
Wohnungsmarkt selbst bildet schließlich einen Teil des
kapitalistischen Gesamtsystems. Diesem droht die Krise, doch das
Grundbedürfnis zu wohnen hat noch Potential für höhere Renditen.
Gleichzeitig subventioniert der Staat Investitionen in Betongold
massiv, ob über Baubezuschussung oder indirekt durch Wohngeld. Der
Kampf der Mieter_Innen muss daher als Klassenkampf geführt werden.
Die Bedürfnisse, zu wohnen und hieraus Gewinn zu schlagen, stehen
einander entgegen. Und so werden es wohl kaum die sich abgrenzenden
individuellen autonomen Gruppen sein, denn um die Gewinne am
Wohnungsmarkt zu vereiteln und ausreichend leistbaren und
hochwertigen Wohnraum schaffen zu können, braucht es definitiv mehr
und mächtigere Aktivist_Innen.

Somit
brauchen wir eine antikapitalistische bundesweite
Mieter_Innenbewegung. Hierfür brauchen wir eine Strategiekonferenz,
in der wir offen um eine Perspektive der Mieter_Innenbewegung
streiten und gemeinsam in Aktion treten. Eine erfolgreiche Bewegung
braucht den Schulterschluss mit der Arbeiter_Innenbewegung. Wir
müssen jede Mieterhöhung als Angriff auf unsere Löhne verstehen.
Die Aufgabe von kämpfenden Arbeiter_Innen ist es hier, die
Gewerkschaften und die Beschäftigten in der Branche (z. B.
Bauarbeiter_Innen, Reinigungskräfte, Instandhaltung,
Hausmeister_Innen, …) ins Boot zu holen.



Wir
müssen die Wohnungsfrage mit der Eigentumsfrage verbinden.
Forderungen wie die entschädigungslose Enteignung der
Immobilienkonzerne unter Kontrolle der Mieter_Innen und Beschäftigten
sind hier ein Ansatzpunkt. Ein gutes Beispiel dafür ist die Berliner
Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen, welche durch ihre
Aktionen das Konzept der Enteignung wieder in aller Munde gebracht
hat. So muss nun beispielsweise auch die SPD einen mehr oder minder
löchrigen Mietendeckel umsetzen. Aber die Organisierung gegen hohe
Mieten und Luxus-Neubauten darf sich nicht nur grundsätzlich auf die
Wohnungsfrage beziehen, sie muss erweitert werden auf alle Fragen,
die das Leben in einer Stadt, also beispielsweise Kulturräume und
öffentliche Verkehrsmittel, und generell den Kampf gegen den
Kapitalismus, also Enteignung der Betriebe und demokratische
Arbeiter_Innenkontrolle, betreffen. Daher fordern wir, die
entschädigungslose Enteignung aller „Miethaie“ und die Kontrolle
des Wohnraums unter Arbeiter_Innenkontrolle zu stellen, sowie einen
massiven Ausbau von Sozialwohnungen und Infrastruktur in der Stadt,
kostenlose öffentliche Nahverkehrsmittel und Kulturangebote für
alle.

Remembering means Fighting –
Gemeinsam  gegen  staatlichen
Rassismus
Christian Meyer

 Am 07.01.2019 jährt sich der Todestag des Geflüchteten Oury Jalloh. Über
Tausend Menschen kamen 14 Jahre später in seinem Todesort zusammen, um

https://onesolutionrevolution.de/remembering-means-fighting-gemeinsam-gegen-staatlichen-rassismus/
https://onesolutionrevolution.de/remembering-means-fighting-gemeinsam-gegen-staatlichen-rassismus/
https://onesolutionrevolution.de/remembering-means-fighting-gemeinsam-gegen-staatlichen-rassismus/


zu gedenken und zu demonstrieren,  denn Erinnern heißt  Kämpfen! Oury
Jalloh wurde damals verhaftet, weil er angeblich Passant_innen in Dessau
(Sachsen-Anhalt) belästigte und betrunken gewesen sein soll. Dabei fragte er
lediglich, ob er sich ein Handy zum telefonieren ausleihen könnte. Später
geriet seine Zelle auf der Polizeiwache in Dessau in Brand. Oury war an
Händen und Füßen an eine Holzbank gefesselt und war somit dem Brand
hilflos ausgeliefert.

Schnell  kam  von  offizieller  Seite  (von  der  der  Polizei  wie  auch  der
Staatsanwaltschaft  Halle/Saale)  das  Statement,  dass  Oury  sich  selbst
angeblich angezündet hätte und bei dem Brand ums Leben kam. Dass das
aufgrund der Faktenlage jedoch ein Ding der Unmöglichkeit darstellt, sollte
eigentlich jeder_m auffallen, der oder die sich mit dem Fall befasst. Wie soll
man sich selbst anzünden, wenn man mit beiden Händen gefesselt ist?

An der offiziellen Selbstmordthese kamen bereits vor 14 Jahren Zweifel auf
und es kam zu einem Gerichtsverfahren, welches am Ende allerdings aus
Mangel an Beweisen eingestellt wurde. In den darauf folgenden Jahren setzte
sich die Initative in Gedenken an Oury Jalloh immer wieder dafür ein, dass
ein  Rechtsgutachten  erstellt  werden  sollte,  welches  die  Selbstmordthese
widerlegen sollte.  So kam es dann auch dazu und das Verfahren musste
komplett neu aufgerollt und noch einmal verhandelt werden. Am Ende wurde
jedoch erneut von Gerichtsseite die Selbstmordthese bestätigt.

Erst aufgrund massiven öffentlichen Drucks und weiterer Gutachten wurde
im Jahr 2017 ein weiterer Prozess in Gang gesetzt, der endgültig Licht ins
Dunkel  bringen  und  die  genauen  Todesumstände  klären  soll.  Ende  des
vergangenen  Jahres  erfolgte  jedoch  das  endgültige  Urteil,  welches  die
Selbstmordthese weiterhin aufrecht erhält.  In der Zwischenzeit  hatte der
bürgerliche Staat jedoch nichts Besseres zu tun, als Antirasisst_innen und
Mitg l ieder  der  In i t ia t i ve  in  Gedenken  an  Oury  Ja l loh  mi t
Reperessionsmaßnahmen  zu  überziehen.

Das wiederum und die stetigen Behinderungen der Ermittlungsarbeit lassen
den Schluss zu, dass hier ein rassistischer Mord vertuscht werden sollte.



Ein Einzelfall? Keines Wegs.

Nun könnte man meinen, dass der Fall Oury Jalloh zwar bedauernswert ist
und  es  sich  eigentlich  um  einen  klaren  Justizskandal  handelt,  aber  es
eigentlich  ein  Einzelfall  ist.  Dem  ist  aber  nicht  so.  Allein  gegen  die
Polizeiwache in Dessau, auf der Oury Jalloh starb, gibt es in mehreren Fällen
zumindest  den  Verdacht,  dass  hier  Personen  misshandelt  und  unter
ungeklärten  Umständen  zu  Tode  gekommen  sind.  Dass  dies  jedoch  die
Ausnahme ist, ist allerdings ein eher scheinheiliges Argument, schließlich
soll  ja  das Saubermann-Image der hiesigen Justiz  nicht in Frage gestellt
werden.

Dazu kommt, dass mit Ammad A. im vergangenen Sommer in der JVA Kleve
in Nordrhein-Westfalen ein weiterer Gefangener auf dieselbe Art und Weiße
wie Oury Jalloh ums Leben gekommen ist. Besonders bitter ist nicht nur die
Tatsache,  dass  Ammad ein  kurdischer  Aktivist  war,  sondern  er  lediglich
aufgrund einer Verwechslung eingesperrt war. Auch wenn sich hinterher der
Innenminister  von NRW bei  den Angehörigen von Ammad entschuldigte,
wirft  dies  ein  weiteres  mal  ein  schlechtes  Licht  nicht  nur  auf  die
Haftbedingungen,  unter  denen  Gefangene  hierzulande  inhaftiert  sind,
sondern auch auf den Umgang mit in diesem Falle politischen Gefangenen.

Die Liste von rassistischen Skandalen im staatlichen Justizapparat lässt sich
noch endlos fortsetzen. An dieser Stelle sei nur an die rassistische Mordserie
des NSU erinnert, bei dem die Justiz ebenfalls kein allzu gutes Bild abgab.
Statt  den  schrecklichen  rassistischen  Charakter  dieser  Mordserie  zu
erkennen, wurden die Opfer dem kriminellen Milieu zugeordnet, verhöhnt
und zuallererst die Angehörigen verdächtigt und massiv unter Druck gesetzt.
Erst nach dem eine deutsche Polizistin im Jahr 2007 ermordet wurde und es
auch hier zu mehreren Ermittlungspannen kam wurde mehr oder weniger
„zufällig“  die  NSU-Mordserie  aufgedeckt.  Während  zwei  der  fünf
vermeintlichen Haupttäter starben, konnten die anderen drei gefasst werden
und sitzen seit knapp fünf Jahren wegen Beihilfe zum zehnfachen Mord auf
der Anklagebank.

Auch hier zeigt sich, wie staatliche Institution zutiefst in die rassistischen



Grausamkeiten  verwickelt  waren,  was  nicht  nur  geschredderte  Akten,
sondern auch auf vermeintlich ungeklärte Weise umgekommene Kronzeugen
wie  etwa  Ausste iger  aus  der  Naz i -Szene,  welche  in  e inem
Zeugenschutzprogramm waren, oder auch ehemalige V-Leute, die ebenfalls
auf mysteriöse Art starben, betrifft.

Alltagsrassimus und gesellschaftlicher Rechtsruck

Doch diese Todesfälle und Morde sind bei weitem nicht das Einzige. Seit
nunmehr  bald  vier  Jahren  erleben  wir  ein  rasantes  Zunehmen  an
Alltagsrassismus. Vorläufer dieser sich zuspitzenden Situation, in der sich
rechte  Schlägertrupps  auf  den  Straßen  zu  Angriffen  auf  Migrant_innen
hierzulande zusammenrotten, zeichneten sich bereits im Herbst 2014 ab, als
in  Köln im Rahmen der  sogenannten „HoGeSa“-Demos (Hooligans gegen
Salafisten) knapp 5.000 Nazis sich zusammengetan hatten und randalierend
durch die Kölner Innenstadt zogen.

Einen  weiteren  Höhepunkt  bildeten  dann  2015  die  PEGIDA-Demos  in
Dresden so wie ihre Ableger im Bundesgebiet, bei denen sich zehntausende
Beteiligten.  Doch  damit  war  es  noch  lange  nicht  vorbei.  Auch  in  den
vergangenen beiden Jahren setzte sich der gesellschaftliche Rechtsruck fort,
einerseits  durch  rechte  Mobilisierungen  zu  Kundgebungen  und
Demonstrationen  (auch  wenn  diese  kleiner  ausfielen  als  noch  zu  den
Hochzeiten von PEGIDA), andererseits aber auch durch die Wahlerfolge der
AfD im Zusammenhang der „Flüchtlingskrise“.

In diesem Zusammenhang bleiben uns auch die rassistischen Hetzjagden im
letzten  Jahr  in  Chemnitz  in  Erinnerung,  bei  denen  Migrant_innen,
Asylbewerber_innen, Geflüchtete aber auch Linke und somit alle, die nicht in
das reaktionär-rassistische Weltbild der „Kampfarier“ (rechte Hooligans) und
ihrer  anzugtragenden  Parlamentsvertreter_innen  passen,  angriffen.  Dass
dabei die sächsische Polizei tatenlos zusah und mit der Situation angeblich
„überfordert“ war, passt ganz gut ins Bild, denn schließlich wurde eine linke
Demo zwei Wochen vor den Vorfällen in Chemnitz von einem hochgerüsteten
Bullenaufgebot auf ziemlich brutale Art aufgelöst.



Der Alltagsrassismus spiegelt sich dabei allerdings noch durch andere Dinge
wider, wie etwa bei den Rufen der Medien und diverser Politiker_innen aller
Parteien (hier macht auch schändlicher Weise die Linkspartei in Person von
ihrer  Parteichefin  Sarah  Wagenknecht  mit,  wenn  sie  fordert,  dass
Migrant_innen,  die  ihr  Gastrecht  verwirkt  hätten,  abgeschoben  werden
müssen)  oder  auch  durch  rassistische  Polizeikontrollen  aufgrund  des
Aussehens  oder  aber  auch  tätliche  Angriffe  auf  Geflüchtete  und  deren
Unterkünfte.

Genauso  verhält  es  sich,  wenn  permanent  über  „die“  Geflüchteten
hergezogen und behauptet wird, dass sie angeblich viel Geld, teure Kleidung
und andere materielle  Dinge bekommen würden,  ohne dafür arbeiten zu
müssen.  Andererseits  zeigt  dies  ebenso wie  die  Behauptung,  Geflüchtete
würden nur deshalb herkommen, um Arbeitsplätze oder Sozialleistungen wie
etwa  Hartz  IV  wegzunehmen,  einen  zunehmenden  Sozialneid,  der  auch
sozialchauvinistische Züge annimmt, wenn es etwa um die Sanktionierungen
von  angeblichen  Missbrauch  von  Sozialleistungen  geht.  Der  berechtigte
Ärger über Sozialkürzungen, schlechte Arbeitsverhältnisse und zunehmende
soziale  Unsicherheit  wird  somit  weg  von  den  Verantwortlichen  auf
Migrant_innen,  Geflüchtete,  „den  Islam“,  „die  Gutmenschen“  und  „den
Genderwahn“ gelenkt. Wenn dem keine antikapitalistische Kritik und Praxis
entgegengehalten wird, kann eine solche Stimmung schnell die Grundlage
für rassistische Angriffe und Morde werden.

Wie dagegen kämpfen?

 All  dies  zeigt  eindeutig,  wie  wichtig  der  Kampf  gegen  den  Rechtsruck
innerhalb der Gesellschaft ist, auch wenn manche politische Organisationen
das nicht wahrhaben wollen und stattdessen lieber vom „Rechtsruck der
Regierung“ sprechen.

Doch das ist nichts weiter als die Weigerung, sich näher mit dieser Thematik
und einem aktivem Kampf gegen den Rechtsruck auseinanderzusetzen.

Leider war die (radikale) Linke in den vergangenen Jahren nicht besonders
erfolgreich darin, wenn es um den Aufbau einer breiten Massenbewegung



der Arbeiter_innen, Jugendlichen, Geflüchteten und anderer unterdrückter
Teile der Klasse ging. Die reformistischen Arbeiter_innenparteien SPD und
Linkspartei und mit ihnen die Gewerkschaften hielten sich teilweise aus dem
Thema Antirassismus heraus oder beteiligten sich, wie im Fall der SPD, an
Abschiebungen von Geflüchteten in vermeintlich sichere Herkunftsländer. In
manchen Fällen beteiligten sich einzelne Mitglieder an Bündnissen wie etwa
„Aufstehen  gegen  Rassismus“,  die  allerdings  mehr  den  Fokus  auf  die
Ausbildung von „Stammtischkämpfer_innen“ legen, um mit Rassist_innen wie
etwa denen von der AfD diskutieren zu können und sie davon zu überzeugen,
dass sie mit ihren Ansichten daneben liegen als wie auf kollektive Aktionen
wie  Streiks,  Demos,  Kundgebungen  und  andere  Aktionen  etwa  gegen
Abschiebungen.

Wichtig ist es, den gemeinsamen Kampf gegen Rassismus zu diskutieren und
zu koordinieren. Uns ist es nicht damit geholfen, wenn wir jede_r für uns
unser eigenes Süppchen im antirassistischen Kampf kochen und nur deshalb
die reformistischen Arbeiter_innenmassenorganisationen außen vor lassen,
weil diese sich immer an die Spitze einer solchen Bewegung setzten und
diese zahnlos oder handzahm werden lassen wollen.

Wir  als  Antirassist_innen  brauchen  diese  Organisationen,  nur  dadurch
können wir überhaupt eine wirksame Gegenwehr aufbauen, nicht, weil sie so
besonders toll sind, sondern weil sie die Massen der Arbeiter_innenklasse
organisieren und das wichtigste Instrument im Klassenkampf sind. Für uns
als Antirassist_innen, die selber der Arbeiter_innenklasse angehören, geht es
a u c h  d a r u m ,  d e n  K a m p f  u m  d i e  F ü h r u n g  i n n e r h a l b  d e r
Arbeiter_innenorganisationen zu führen und diesen zu unseren Gunsten zu
entscheiden und nicht bloß tatenlos neben dran zu stehen und darauf zu
beharren, dass sie uns ja eh wieder verraten werden wie sie das schon immer
getan haben.

Des  Weiteren  rufen  wir  auch  alle  Gruppen  dazu  auf,  sich  an  einer
Aktionskonferenz zu beteiligen, welche nicht nur den antirassitischen Kampf,
sondern auch den gegen die Angriffe auf unsere Sozialleistungen und unsere
Errungenschaften, welche mühsam erkämpft wurden, koordiniert. Nur auf
diese  Art  und  Weiße,  wenn  wir  alle  gemeinsam  den  Kampf  gegen  die



Ursachen von Flucht, Vertreibung und Rassismus aufnehmen, können wir
erfolgreich sein.


